
Inhalt
Serviceorientierung nach ITIL
Christian Dinnus, Torsten Tuschinski

Schneller, besser, komfortabler, kostengünstiger:
Vorteile der Modernisierung des Wohngeldverfahrens 
für Bürger/-innen und Verwaltung in NRW
Jürgen Siegel, Ulrich von Hagen

E-Mail-Archivierung
Lars Mußmacher, Torsten Tuschinski, Dr. Jens Ziegler

Vom Content-Management-System 
zu vollwertigen Portallösungen
Dr. Corinna Flüs

Papierlose Geschäftsprozesse 
– Lösungen zur automatisierten Vorgangsbearbeitung
Annette Hochstein

Server Based Computing
– Neue Anwendungen, neue Nutzer, neue Technik
Sascha Bittau

Einführung des Verfahrens 
„Vergabemanagementsystem“ (VMS)
Dr. Marc Jansen, Christian Knebel, Peter Jugl

Zentrale GIS-Infrastruktur für die Landesverwaltung NRW
Andrea Füssel, Christoph Rath

Immer wieder SPAM
Jürgen Pietruschka

8. Jahrgang • Ausgabe 2 / 2007

Herausgeber:
Landesamt 
für Datenverarbeitung und Statistik 
Nordrhein-Westfalen

Redaktion:
Bianca Oswald,
Alfons Koegel

Kontakt:
Landesamt für Datenverarbeitung 
und Statistik NRW
Postfach 10 11 05
40002 Düsseldorf,
Mauerstraße 51
40476 Düsseldorf

Telefon:
0211 9449-01
Telefax:
0211 442006
Internet:
http://www.lds.nrw.de
E-Mail:
poststelle@lds.nrw.de

Auflage:
1 150

© Landesamt 
für Datenverarbeitung
und Statistik NRW,
Düsseldorf, 2007
Vervielfältigung und Verbreitung,
auch auszugsweise, mit Quellen-
angabe gestattet.

Bestell-Nr. Z 09 1 2007 52

ISSN 1616-377X

LDVZ – Nachrichten

15

8

18

21

23

3

27

11

34





LDVZ-Nachrichten  2/2007 3

Serviceorientierung nach ITIL

Die IT Infrastructure Library (ITIL) ist eine Sammlung
aus der Praxis bewährter Empfehlungen (Best Practi-

ces) zur optimalen Gestaltung und Optimierung der wichti-
gen Prozesse eines IT-Dienstleisters. Hierzu zählt beispiels-
weise der Prozess der schnellstmöglichen Behebung einer
Störung. ITIL leistet den Brückenschlag von der technolo-
gielastigen internen Sicht eines IT-Dienstleisters zur qualita-
tiven, monetären Sicht des Kunden auf die eingekauften
Leistungen (IT-Services).

Dieser Artikel zeigt in den ersten beiden Kapiteln den Bei-
trag von ITIL zu einem serviceorientierten IT-Dienstleister
auf. Hierzu werden sowohl die Ursprünge aber auch die
Vorteile von ITIL erläutert und die wichtigsten Prozesse
kurz erklärt. Das dritte Kapitel geht auf den Vorteil der
Etablierung eines gemeinsamen Vokabulars ein, bevor im
vierten Kapitel ITIL vom Qualitätsmanagement (QM) abge-
grenzt und sinnvolle Synergien aufgezeigt werden. Die Ka-
pitel fünf und sechs gehen auf ITIL in der öffentlichen Ver-
waltung ein und zeigen im speziellen den aktuellen Ent-
wicklungsstand im LDS NRW auf. Abschließend wird im
siebten Kapitel ein allgemeiner Ausblick zur nächsten ITIL
Version gegeben. 

Zusammenfassend versucht der vorliegende Artikel also ei-
nen groben Überblick über das Gesamtkonstrukt ITIL zu ge-
ben ohne in die tiefer greifenden und teilweise recht kom-
plexen Details einzusteigen.

In der heutigen Zeit ist eine effiziente Organisation ohne IT-
Unterstützung nicht denkbar. Die digitale Verwaltung sämt-
licher kaufmännischer Daten, die Präsentation im Internet,
die E-Mail-Kommunikation oder auch die Telefonie sind
nur ein paar Schlagworte, um die Abhängigkeit des Erfolgs
einer Organisation von der IT aufzuzeigen.

Allerdings ist diese Erkenntnis nicht neu. Bereits vor über
20 Jahren hat die britische Regierung aufgrund einer nicht
zufrieden stellenden Servicequalität ihrer IT-Dienstleister
der Regierungsbehörde CCTA (Central Computer und Tele-
communications Agency) den Auftrag erteilt, eine Art Kom-
pendium zu erstellen, wie IT-Prozesse bei hoher Service-
qualität und zugleich möglichst geringen Kosten optimal ge-
staltet werden können. Ein derartiger Leitfaden war zur da-
maligen Zeit nicht verfügbar. Das Ergebnis dieser Initiative

ist die IT Infrastructure Library (ITIL), die über die Jahre
kontinuierlich von der Stabsstelle OGC der britischen Re-
gierung unter der Berücksichtigung langjähriger Erfahrun-
gen in IT-Bereichen weiterentwickelt worden ist und mitt-
lerweile in der Version 3.0 vorliegt.

Der Ursprung von ITIL liegt somit in der öffentlichen Ver-
waltung, dennoch sind die dort beschriebenen Prinzipien
ebenso erfolgreich auf die Privatwirtschaft angewendet wor-
den. Der Grund für den fortwährenden Erfolg von ITIL lässt
sich leicht verdeutlichen:
• ITIL gibt nur die Prinzipien vor, die konkrete Ausgestal-

tung und Anpassung an die spezifischen Bedürfnisse ob-
liegt der adaptierenden Organisation. Somit ist ITIL ge-
eignet für jede beliebige Organisationsform, ob öffentlich
oder privat, ob groß oder klein, ob zentral oder dezentral
organisiert, die in ITIL beschriebenen Prinzipien passen
immer.

• ITIL ist eine Sammlung bewährter Handlungsempfehlun-
gen, sogenannter Best Practices, die von anerkannten Ex-
perten, Beratern und erfahrenen Praktikern zusammenge-
stellt worden ist. Ein großes Kompliment für ITIL hat ein
erfahrener Kollege im LDS NRW formuliert, „ITIL ist al-
ter Wein in neuen Schläuchen“, wobei der alte Wein je-
doch erstmals strukturiert und im Zusammenhang aufge-
schrieben worden ist.

1 ITIL – Was ist das eigentlich?

IT-Service
Ein IT-Service legt den Blick auf die Leistungen eines
IT-Dienstleistungsbetriebes aus der Sicht des Kunden.
Die für den IT-Service benötigten Infrastrukturkompo-
nenten liegen nicht im Fokus der Betrachtungen.

Ein Beispiel für einen IT-Service des LDS NRW ist der
„E-Mail-Versand“. Die an den IT-Service gelegten Qua-
litätskriterien werden in sogenannten Service Level Ag-
reements (SLA) vereinbart. Ein gängiges Qualitätskrite-
rium ist die Verfügbarkeit des Service.

Die konkrete technische Umsetzung zur Gewährleistung
der vereinbarten Verfügbarkeit, also ob beispielsweise
ein Exchange-Cluster aufgebaut werden muss, ist für
den Kunden irrelevant.

Das führt auch dazu, dass, wenn ein Knoten im Ex-
change-Cluster ausfällt, der IT-Service aus Sicht des
Kunden nicht gestört ist, da nach wie vor E-Mails ver-
sendet werden können und die vereinbarte Verfügbarkeit
gehalten wird.
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ITIL beschreibt also ein systemati-
sches, professionelles Vorgehen für
das Management von IT-Dienstleis-
tungen, in deren Mittelpunkt die wirt-
schaftliche Erfüllung der Unterneh-
mensanforderungen steht. So wurde
ITIL zur einzigen umfassenden Verfah-
rens-Bibliothek in diesem Bereich, was
sie zum weltweiten De-facto-Standard
gemacht hat. ITIL ist beispielsweise
neben COBIT1) und BSI2) der einzig
anerkannte IT-Standard der EU.

Die Arbeit nach den in ITIL beschrie-
benen „Best Practices“ kann für eine
Organisation die folgenden Vorteile
haben:
• höhere Produktivität durch den ge-

zielten Einsatz von bereits gesam-
meltem Wissen und Erfahrung 

• weniger Aufwand bei der Entwick-
lung von Prozessen, Prozeduren und
Arbeitsanweisungen 

• die Grundlage für eine QM-Syste-
matik im IT Service Management 

• höhere Kundenzufriedenheit durch
optimierte Kommunikation der
Kunden mit den IT-Mitarbei-
ter(inne)n 

• gleichbleibend hohe Qualität durch
gezielte und strukturierte Prozessop-
timierung

• niedrigere Personalfluktuation durch
höhere Mitarbeiterzufriedenheit

Zusammenfassend lässt sich sagen, es
gibt zurzeit keine ernsthafte Alternati-
ve zu ITIL, die einen ähnlich hohen
Erfolg bei der Optimierung wichtiger
übergreifender IT-Prozesse verspricht.

In vielen Gesprächen zwischen IT-
Fachleuten und Kunden ist zu be-
obachten, dass die kommunizierenden
Personen einander nicht verstehen.
Der IT-Fachmann denkt in solchen
Gesprächen eher an Bits und Bytes
der eingesetzten Technologien, der

Kunde denkt in Dollar und Euro für
den eingekauften IT-Service. Dieser
althergebrachte Konflikt stand Pate
beim Design des ITIL-Prozessmo-
dells. ITIL stellt einen Brückenschlag
her zwischen der technologielastigen
Welt der IT und der Welt der Kun-
den, welche durch monetäre und qua-
litative Aspekte der eingekauften IT-
Services geprägt ist. Dies wird insbe-
sondere durch die folgende Grafik
deutlich:

Auf alle Prozessmodellbausteine wollen
wir im Folgenden nicht näher eingehen,
da dies den Rahmen dieses Artikels
sprengen würde. Einen tief greifenderen
Blick legen wir nur auf den zentralen Pro-
zessmodellbaustein „Service Support”3),
der die Produktionsprozesse eines IT-
Dienstleisters genauer analysiert. Zusam-
men mit dem Prozessmodellbaustein
„Service Delivery“4), welcher sich eher
um die Kommunikation zum IT-Kunden
fokussiert, bilden diese beiden Prozess-
modelle den Kern von ITIL. Die Abbil-
dung 2, das „ITIL-Haus“, zeigt die ver-
schiedenen ITIL-Kernprozesse der ange-
sprochenen beiden zentralen Bausteine.

Wie sich bereits aus den Begriffen ab-
leiten lässt, beschäftigt sich “Service

Support” insbesondere mit Prozessen
im Hinblick auf den effizienten Be-
trieb von IT-Systemen.
• Das Incident Management hat zum

Ziel, den gestörten Service
schnellstmöglich wieder herzustel-
len, sodass der Kunde wieder arbei-
ten kann. Ist beispielsweise ein Dru-
cker defekt, so kann die Einbindung
eines anderen Netzwerkdruckers
eine gute Lösung der Störung sein.
Die Lösung der Störung bedeutet,

dass der Service, hier „drucken“,
wieder verfügbar ist. ITIL spricht
bei solchen kurzfristigen Lösungs-
ansätzen von „Workarounds“.

• Das Problem Management hat zum
Ziel das grundlegende Problem ei-
ner Störung generell zu beheben,
also beispielsweise den defekten
Drucker dauerhaft zu reparieren.

• Das Service Desk ist kein Prozess,
sondern eine Funktion. Das Service
Desk soll die einzige Schnittstelle
zum Kunden zur Meldung von Stö-
rungen oder Service Anfragen (Ser-
vice Requests) sein. Das Service
Desk ist eine wesentliche strategische
Funktion, insbesondere steht sie meist
sehr nah zum Incident Management.

• Das Change Management hat zum
Ziel, alle Veränderungen in der IT-
Landschaft kontrolliert, strukturiert,
schnell und dokumentiert durchzu-
führen.

Abb. 1: Das ITIL-Prozessmodell

2 Ein kurzer Überblick zu ITIL

––––––––––––––
1) http://www.isaca.de – 2) http://www.bsi.de

––––––––––––––
3) ITIL Service Support (German version),
Van Haren Publishing (Mai 2005) – 4) ITIL
Service Delivery (German version), Van Ha-
ren Publishing (Oktober 2006)



• Das Release Management hat zum
Ziel, den Schutz der Produktivum-
gebung und deren Services durch
kontrollierte Entwicklung, Test und
Übergabe von Releases in den Pro-
duktivbetrieb zu gewährleisten.

Die Basis dieses ITIL-Hauses bildet
das Configuration Management, in
dem zentral alle relevanten Informati-
onen zusammenfließen.

Das Configuration Management hat zum
Ziel, alle relevanten Configuration Items
(CI) und vor allem deren Abhängigkei-
ten untereinander in einer Configuration
Management Database (CMDB) zu do-
kumentieren. CIs können beispielhaft
folgende Ausprägungen haben:
• Hardware
• Software
• zentrale Geräte
• Dokumentationen (SLA, Vorgänge)
• Verfahren
• IT-Services
• sonstige Betriebsmittel

Wenn Service Support eher den Blick
auf die Produktionsprozesse eines IT-
Dienstleisters legt, fokussiert sich das
Prozessmodell des Service Delivery
hingegen eher auf den Kunden mit
Schwerpunkten wie Vertragsgestaltun-
gen, Kalkulationen von IT-Services
oder auch Verfügbarkeitsmessungen.
Insbesondere bei diesem Punkt wird

die Kundensicht sehr deutlich, denn
für den Kunden ist die Verfügbarkeit
eines Servers oder einer Leitung nicht
relevant, er will wissen, wie hoch die
Verfügbarkeit seines IT-Services ist,
also z. B. kann er eine E-Mail verschi-
cken oder kann er es nicht.

Diese kurze Betrachtung des ITIL-
Hauses macht bereits deutlich, dass
ITIL nicht „mal eben“ umgesetzt wer-
den kann. Vielmehr muss bei einer an-
gestrebten Orientierung und Umset-
zung nach ITIL die vorhandene Pro-
zesslandschaft analysiert und infolge-
dessen optimiert werden.

Im Endeffekt kann eine auf das LDS
NRW zugeschnittene Prozessoptimie-
rung nach ITIL unter anderen folgen-
den Nutzen mit sich bringen:
• Serviceorientierung und erhöhte

Transparenz über die Abläufe; dies
 führt zu:

> besserer Kundenzufriedenheit
> besserer interner Abstimmung 
> höherer Effektivität (besserer 

Klärung von Zuständigkeiten)
• Standardisierung in IT-Prozessen

> bessere Kommunikation/
Reporting

• gemeinsame Terminologie/Sprache
• bessere Dokumentation von Störun-

gen/Lösungen/Verfügbarkeiten und
damit eine erhöhte Transparenz der
erbrachten Leistungen

• Entlastung der Mitarbeiter/-innen
durch Kanalisierung der Kundenan-
fragen auf die Hotlines

Somit bietet ITIL mit den beiden Bü-
chern Service Delivery und Service
Support einen aufeinander abgestimm-
ten Satz an Prozessen zur Harmonisie-
rung der technologielastigen IT mit
der monetären, qualitativen Kunden-
sicht auf IT-Services.

Dem geneigten Leser dieses Artikels
mag dieses weit verbreitete IT-Symp-
tom der „Verenglischung“ negativ
aufgefallen sein. Allerdings möchten
wir an dieser Stelle kurz darlegen,
warum in dem speziellen Fall von
ITIL die Verwendung von „Deng-
lisch“ durchaus Sinn macht.

Der Hauptgrund für die Beibehaltung
der englischen Originalbegriffe ist
schlicht und einfach deren weite Ver-
breitung, deren einheitliche Definition
und damit auch deren einheitliches
Verständnis. Beispielsweise bietet die
Einführung von ITIL die Chance der
sauberen Abgrenzung der beiden Er-
eignisse Incident und Problem. Die
Aussage „Houston, wir haben ein
Problem“ ist somit nach ITIL falsch,
denn es müsste eigentlich heißen
„Houston, wir haben eine Störung“5).
Infolgedessen können wir im LDS
NRW durch die Einführung eines bis-
her unbesetzten Vokabulars nach ITIL
eine gemeinsame Sprache und ge-
meinsamen Deutungshorizont unter al-
len Beteiligten schaffen und somit das
Vermeiden von Missverständnissen
aktiv unterstützen.
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3 „Denglisch“ als Chance?

––––––––––––––
5) Zunächst galt es, den Raumfahrern von
Apollo 13 das Leben zu retten und den gestör-
ten Service „Sichere Landung“ durch einen
Workaround zu sichern. Erst im Nachhinein,
wenn die Raumfähre wieder gelandet ist,
konnte in Ruhe die Ursache des Problems,
warum der Hitzeschild defekt war, analysiert
und für die nächsten Flüge behoben werden.

Abb. 2: Die Bücher Service Support und Service Delivery



Die Einführung des QM in der Lan-
desdatenverarbeitungszentrale (LDVZ)
des LDS NRW hat dazu beigetragen,
einen bestimmten Standard an Quali-
tät in der IT zu realisieren, was letzt-
lich auch durch eine ISO9000 Zertifi-
zierung dokumentiert worden ist.
Dieses Ziel ist erreicht worden durch
eine verbindliche Dokumentation
wichtiger Prozesse. Es stellt sich in
Diskussionen mit an ITIL interessier-
ten Mitarbeiter(inne)n nun häufig die
Frage, wie genau denn die Abgren-
zung zwischen QM und ITIL eigent-
lich sei?

Die Antwort auf diese Frage ist sehr
simpel: ITIL kann QM sinnvoll ergän-
zen und unterstützen. ITIL gibt auf-
grund einer über 20-jährigen Erfah-
rung Empfehlungen für eine optimale
Gestaltung von IT-Prozessen. Diese
Empfehlungen müssen an die spezifi-
schen Begebenheiten einer Organisati-
on angepasst werden, sodass am Ende
einer Prozessoptimierung nach ITIL
eine Beschreibung bestimmter refe-
ratsübergreifender Prozesse zur Quali-
tätssicherung herangezogen werden
kann.

Diese Prozessbeschreibungen der ope-
rativen IT-Prozesse sind fortan für alle
Sachgebiete und Referate gültig, bei-
spielsweise, dass die Bearbeitung von
Störungen nach einem einheitlichen
Incident Management erfolgt. Aus
Sicht des QM hat das verschiedene
Vorteile, etwa eine konstant hohe
Qualität durch eine einheitliche, opti-
mierte Vorgehensweise. Ein weiterer
Vorteil ist, dass nun nicht mehr jedes
Sachgebiet in den entsprechenden
QM-Dokumenten eine individuelle
Sicht auf eigentlich referatsübergrei-
fende Prozesse dokumentieren muss,
sondern es kann auf eine allgemein-
gültige Prozessbeschreibung verwie-
sen werden. 

Das Thema ITIL ist allgegenwärtig bei
den IT-Dienstleistern in der öffentli-
chen Verwaltung. Beispielsweise hat
die Koordinierungs- und Beratungs-
stelle der Bundesregierung für Infor-
mationstechnik in der Bundesverwal-
tung (KBST) ein Forum zum Thema
ITIL gegründet, deren Mitglieder sich
im April 2007 zu einem ersten öffent-
lichen Erfahrungsaustausch in Brühl
getroffen haben. Der Strauß der Teil-
nehmer und Interessierten war sehr
breit gefächert von Bundesbehörden,
über Landesbehörden bis zu kommuna-
len Vertretern. Im Moment wird auf-
grund der breiten Interessenslage dis-
kutiert, den Kreis der Mitglieder auch
für Nicht-Bundesbehörden zu öffnen.

Das LDS NRW unterhält regen Kontakt
zu der Hessischen Zentrale für Daten-
verarbeitung (HZD) und der Landesver-
arbeitungszentrale Dataport aus dem
norddeutschen Raum zum Thema ITIL.
Dieser Erfahrungsaustausch erweist sich
immer als sehr fruchtbar, da die Erfah-
rungen, Probleme, Rahmenbedingungen
und Lösungen sich oftmals sehr leicht
auf die spezifischen Bedingungen im ei-
genen Haus abbilden lassen.

Kurzum, das Thema ITIL beschäftigt
früher oder später jeden IT-Verant-
wortlichen, insbesondere auch in der
öffentlichen Verwaltung, die immer
häufiger mit geringer werdenden IT-
Budgets, zur Optimierung der IT-Pro-
zesse, handeln muss.

Die LDVZ des LDS NRW ist als IT-
Dienstleister der Landesverwaltung
gefordert, seine Services in optimaler
Qualität mit hoher Kundenorientie-
rung anzubieten. Aus dieser Anforde-
rung heraus unternahm das LDS NRW

bereits vor einigen Jahren erste praxis-
orientierte Schritte in Richtung ITIL. 

Seit einiger Zeit werden diese Bemühun-
gen nun weiter forciert. So hat seit Mitte
2006 eine Arbeitsgruppe zum Thema In-
cident Management das Ziel, den Inci-
dent Prozess bei der Betreuung von Net-
zen und Serversystemen  konsequent zu
homogenisieren und zu optimieren. Die
Arbeitsgruppe setzt sich aus Refe-
rent(inn)en und Mitarbeiter(inne)n aller
Referate der Fachbereiche 21 und 22 des
LDS NRW zusammen und verfolgt ei-
nen pragmatischen Ansatz, sodass Opti-
mierungen zeitnah eingeführt werden
können. Es erscheint sehr wichtig, das
gesamte Konstrukt ITIL nicht „von
oben“ zu etablieren, damit die betroffe-
nen Mitarbeiter/-innen, welche die Pro-
zesse mit Leben füllen müssen, diese
auch erarbeiten, verstehen und mittragen.
Die damit verbundene breite Akzeptanz
bei den Mitarbeiter(inne)n hat sich heute
schon als der kritische Erfolgsfaktor he-
rausgestellt, der für den Erfolg einer kon-
sequenteren ITIL-Orientierung im LDS
NRW entscheidende Impulse gibt.

Die Arbeitsgruppe Incident Manage-
ment wird im Sommer 2007 ihre Ar-
beit beenden und die weitere Verant-
wortung für den Incident Prozess an
ein neues Gremium übergeben. Dieses
Gremium wird für die Umsetzung der
von der AG erarbeiteten Ergebnisse in
der LDVZ und auch für die stetige
Weiterentwicklung des Incident Pro-
zesses verantwortlich sein.

Im Herbst wird die nächste Arbeits-
gruppe gegründet, die sich um die Op-
timierung des Change Managements
im LDS NRW kümmern wird. Hierbei
sollen weitere Personen und Bereiche
zur Mitarbeit motiviert werden.

Die Motivation für ein Update lag da-
rin, das Framework den Marktbedürf-
nissen anzupassen sowie die wesentli-
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5 ITIL in der öffentlichen 
Verwaltung, speziell LDS NRW

6 Aktueller Entwicklungsstand 
im LDS NRW und Ausblick

7 ITIL V3

4 Abgrenzung zum QM



chen Erkenntnisse aus den praktischen
Erfahrungen der letzten Jahre einzube-
ziehen. Im weiten Betrachtungsfeld
der Experten und Anwender von ITIL
im Rahmen des IT Service Manage-
ments wird aktuell stark diskutiert,
wie ITIL V3 im Vergleich zu ITIL V2
einzustufen ist. 

Nach grundlegenden Betrachtungen
der neuen Bücher:
• Service Strategy
• Service Design
• Service Transition
• Service Operation
• Continual Service Improvement
zeigt sich jedoch, dass die grundlegen-
den Prozesse aus ITIL V2 keineswegs
verloren gegangen sind. Es lässt sich
vielmehr von einer sinnvollen Weiter-
entwicklung sprechen. Generell ver-
bindet ITIL V3 die Best Practices von
ITIL deutlicher und stärker mit dem
Geschäftsnutzen.

Wir wollen die neue ITIL-Version
aber an dieser Stelle bewusst nicht tie-
fer greifend betrachten.

– Es gibt zurzeit keine ernsthafte Al-
ternative zu ITIL, die einen ähnlich
hohen Erfolg bei der Optimierung
wichtiger übergreifender IT-Prozes-
se verspricht.

– ITIL bietet aufeinander abgestimmte
Prozesse zur Harmonisierung der
technologielastigen IT mit der mo-
netären, qualitativen Kundensicht
auf IT-Services.

– Die bisher durchweg positiven Er-
fahrungen mit ITIL und die bereits
realisierten Erfolge im LDS NRW
motivieren uns, diesen Weg konse-
quent weiterzuverfolgen.

– Die übergreifenden IT-Prozesse soll-
ten nicht Top-Down von der Hierar-
chie vorgegeben werden. Denn der
entscheidene kritische Erfolgsfaktor
ist die Akzeptanz der handelnden
Personen, sodass die Optimierungen
auch von diesen Fachleuten erarbei-
tet werden müssen.

– Die Implementierung und Optimie-
rung der übergreifenden Prozesse
nach ITIL ist eine tägliche „Le-
bensaufgabe“ aller beteiligten Per-
sonen!

– ITIL und Qualitätsmanagement er-
gänzen sich sinnvoll.

– ITIL gibt keinerlei Vorgaben zur
Etablierung und Interpretation der
einzelnen Prozesse, es wird ledig-
lich die kompakte, über 20-jährige
Erfahrung dokumentiert weitergege-
ben.

Christian Dinnus
Tel.: 0211 9449-3384
E-Mail:
christian.dinnus
@lds.nrw.de

Torsten Tuschinski
Tel.: 0211 9449-3387
E-Mail:
torsten.tuschinski
@lds.nrw.de
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Abb. 3: ITIL V 3

8 Fazit
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Schneller, besser, komfortabler, kostengünstiger: 
Vorteile der Modernisierung des Wohngeldverfahrens 

für Bürger/-innen und Verwaltung in NRW

Aktuell erhalten rund 130 000 Haushalte in NRW mit
dem Wohngeld einen vom Bund und Land hälftig ge-

tragenen Zuschuss zu ihren Wohnkosten. Diese für sie sehr
wichtige Unterstützung wird nur auf Antrag gewährt, und
die Bearbeitung dieser Wohngeldanträge erfordert vielfälti-
ge Arbeitsschritte, bei denen das LDS NRW die zentrale Rol-
le spielt. Denn hier werden alle Daten der Wohngeldempfän-
ger zusammengetragen, das Wohngeld berechnet und die
Wohngeldbescheide erstellt, damit die Bürgerinnen und Bür-
ger rechtzeitig jeden Monat das Geld auf ihrem Konto haben.
Der Teufel steckt wie immer im Detail, denn hierzu müssen
bei vielen verschiedenen Stellen mannigfache Abläufe einbe-
zogen werden. Damit das Ganze schneller, besser und kom-
fortabler wird, haben das Ministerium für Bauen und Verkehr
NRW (MBV) und das LDS NRW eine Reihe von Verfah-
rensänderungen und Modernisierungen in Gang gesetzt, die
hier kurz vorgestellt werden sollen. Sie zeigen deutlich:
E-Government und Verwaltungsmodernisierung nutzen den
Bürgerinnen und Bürgern und der Verwaltung.

Folgende Verfahrensänderungen und Modernisierungsmaß-
nahmen wurden durchgeführt:
1. Die rund 400 Wohngeldstellen hatten bislang ihre Daten

sehr unterschiedlich an das LDS NRW übermittelt (u. a.
per Eingabewertbogen und per Diskette), zum Teil muss-
ten dabei sogar noch manuell Daten im LDS NRW erfasst
werden. Im Oktober 2005 wurde eine verpflichtende elekt-
ronische Übermittlung über das TESTA/LVN-Netz einge-
führt, in Abstimmung mit den kommunalen Spitzenver-
bänden und dem Bau- bzw. Innenministerium des Landes
NRW. Auswirkung: Beschleunigung des bisherigen Da-
teneingabeverfahrens, Wegfall von Personalkosten für die
manuelle Dateneingabe beim LDS NRW. 

2. Früher wurde oft erst bei der Berechnung oder beim
Druck der Wohngeldbescheide festgestellt, dass sich ein
Fehler eingeschlichen hatte. Seit August 2005 steht das
Wohngeld-Datenerfassungs- und Prüfprogramm des
LDS, „WG-Online“, für die Kommunen zur Verfügung,
mit dem Unstimmigkeiten viel schneller erkannt und so-
mit Fehler und unnötige Kosten vermieden werden. WG-
Online wird inzwischen von einer Reihe von Wohn-
geldstellen, u. a. von Köln, eingesetzt.

3. Die Wohngeldbescheide werden jetzt schneller erstellt: Seit
Oktober 2006 bietet das LDS NRW zudem eine tägliche
Plausibilitätskontrolle für die eingegeben Daten der

Wohngeldstellen an, um so die fehlerhaften Eingabefälle
(früher bis zu 11 %) zu reduzieren. Mit dieser Unterstüt-
zung kann die Bearbeiterin bzw. der Bearbeiter sicher
sein, dass ein von ihr bzw. ihm eingegebener Fall bei
dem späteren Rechenlauf nicht mehr mit einem Fehler
zurückgewiesen wird. Dies beschleunigt die Bearbeitungs-
zeit eines Wohngeldfalles und vermeidet spätere Korrektu-
ren und Neuberechnungen, sodass seit November 2006 ein
vollständiger Wohngeldantrag innerhalb von 3,5 Werkta-
gen berechnet, beschieden, dem Bürger zugestellt und das
Wohngeld dann zum Monatsende überwiesen wird. Da
Fehler jetzt bereits im Vorfeld besser erkannt werden,
konnte inzwischen der zweite Rechenlauf eines Monats ent-
fallen, was ebenfalls Zeit und Geld spart.

4. Bislang wurden die Berechnungen des LDS NRW, z. B.
die Listen mit den Wohngeldempfängern, noch auf Pa-
pier oder per Magnetbandkassetten an die Wohngeldstel-
len geschickt. Seit 2006 wird diese Information nur noch
in elektronischer Form über elektronische Postfächer und
Datenfernübertragung (auch an die WestLB AG) zuge-
stellt. Darüber hinaus sind eine Vielzahl von Ergebnislis-
ten und statistische Auswertungen des LDS NRW an die
Wohngeldstellen in einer einzigen Liste zusammenge-
fasst worden. Dies alles führt zu enormen Kosteneinspa-
rungen (Papier, Personal, Druck und Portokosten im
sechsstelligen Euro-Bereich) beim LDS NRW. Hiervon
profitiert auch die Landeskasse Düsseldorf, die durch die
Einstellung von Informationen über Zahlungsrückläufe in
die Postfächer ebenfalls Portokosten einspart.

5. Bis 2005 wurden die Wohngeldbescheide vom LDS
NRW an die Wohngeldstellen geschickt, die dann erst
die Kuvertierung und den Versand an die Empfänger
vornahmen. Jetzt werden die Bescheide direkt an die
Wohngeldempfänger versandt, das spart ebenfalls – durch
zentrale Vorsortierung und Mengenrabatt – Portokosten
und beschleunigt die Zustellung.

Modernisierungsmaßnahmen

Aus dem Erfahrungsbericht der Stadt Köln 
zu WG-Online:
„Mit WG-Online werden die Daten unmittelbar an das
LDS NRW übermittelt, sodass Erfassungs- und Übertra-
gungsfehler entfallen. Auch werden die Eingaben auf ihre
Plausibilität geprüft. Insofern sind Fehlermeldungen prak-
tisch ausgeschlossen. Von Vorteil ist auch, dass das Ver-
fahren bis unmittelbar vor Beginn des Rechenlaufes ge-
öffnet ist und daher mehr Zeit für Eingaben zur Verfü-
gung steht. Somit können ggf. bekannt gewordene Ände-
rungen noch kurzfristig berücksichtigt werden.“
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6. Der Inhalt und das Layout des
Wohngeldbescheids wurden kom-
plett überarbeitet: Es gibt nun um-
fassende und verständlichere Er-
läuterungen einschließlich einer
ausführlichen Darstellung der Re-
chenschritte und es wurde ein grö-
ßerer und damit insbesondere für
ältere Menschen besser lesbarer
Schrifttyp gewählt. 

7. Bislang wurde das Wohngeld häu-
fig als Postbarzahlung ausgezahlt,
rund 70 000 Auszahlungen pro
Jahr wurden auf diese vergleichs-
weise teure Art abgewickelt. Heute
erfolgt diese Auszahlungsweise nur
noch für die Bürgerinnen und Bür-
ger, die aus gesundheitlichen Grün-
den dringend auf eine Postbarzah-
lung angewiesen sind, sodass durch
die Reduzierung der Postbarzah-
lung rund 600 000 Euro Verwal-
tungskosten und Portogebühren
eingespart werden konnten. Mög-
lich wurde diese Änderung durch
eine vom MBV initiierte Gesetzes-
änderung und Erlassregelungen.

8. Früher wurden Runderlasse, Infor-
mationen des Bundes und des Lan-
des usw. an die Wohngeldstellen,
Landrätinnen und -räte, die Bezirks-
regierungen und Landschaftsver-
bände noch per Post verschickt,
jetzt gibt es einen E-Mail-Verteiler
aller zuständigen Stellen für das
Wohngeld, sodass nicht nur erhebli-
che Druck- und Portokosten gespart
werden, sondern die Informationen
rund um das Wohngeld auch viel
schneller beim Empfänger sind. 

9. Da sich beim Wohngeld immer wie-
der Fragen zur Gesetzesanwendung
und Änderungen in Gesetzen und
Rechtsprechung ergeben, haben die
Wohngeldstellen ständigen Infor-
mationsbedarf. Sie können sich jetzt
stets aktuell und unproblematisch
auf der neuen (bisher bundesweit
einmaligen) „Wohngeld-Informati-
onsseite“ für die Wohngeldstellen
und Widerspruchsbehörden (siehe:
http://lv.kommunen.nrw.testa-de.net/
wohngeld/) im Landesintranet infor-
mieren; diese ist dort mit durch-

schnittlich mehr als 100 Zugriffen
täglich derzeit die meist besuchte
Seite aller 44 Angebote. Hierüber er-
halten die Wohngeldstellen umfang-
reiche Bearbeitungshilfen (Muster,
Berechnungstabellen usw.) sowie
Erläuterungen zu Zweifelsfragen
und können wichtige Urteile, Erlasse
des Bundes seit 1981 und des Lan-
des seit 1991 einsehen. Folge: Durch
dieses Informationsarchiv wird eine
verbesserte landeseinheitliche Ver-
fahrensweise im Wohngeldrecht

ermöglicht, die Informationsüber-
mittlung beschleunigt und der bis-
herige umfangreiche Papierversand
entbehrlich gemacht.

Abb. 3: Der Wohngeldrechner

Abb. 2: Der Wohngeldantrag auf dem Formularserver des LDS NRW

Abb. 1: Wohngeld-Informationsseite
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10. Der Inhalt und das Layout des
Wohngeldantrags (und des Info-
Blattes zum Ausfüllen) wurde
komplett überarbeitet, wodurch
dieser mit nur vier Seiten bundes-
weit der kürzeste Wohngeldantrag
(in anderen Bundesländern acht
Seiten) ist. Diese Maßnahme stellt
damit ebenfalls einen Beitrag zum
Bürokratieabbau dar.

11. Seit November 2006 stehen alle
Wohngeldvordrucke des Landes auf
dem Formularserver des LDS NRW
zur Verfügung. Bürgerinnen und
Bürger können nun von zu Hause
an ihrem PC den Wohngeldantrag
ausfüllen (dank Eingabehilfen und
Plausibilitätsprüfungen direkt bei
der Eingabe werden möglichst alle
Eingabefehler „an der Quelle“
vermieden) und dann anschlie-
ßend an die Wohngeldstelle ver-
senden. Dort führt dies durch den
Eingang vorplausibilisierter Anga-
ben zu weniger Rückfragen beim
Bürger.

12. Mit dem ab Februar 2007 landes-
weit zur Verfügung stehenden
Wohngeldrechner auf der Internet-
Homepage des MBV (http://
wohngeldrechner.nrw.de) können
die Bürgerinnen und Bürger ano-
nymisiert ihren grundsätzlichen
Wohngeldanspruch errechnen las-
sen, ohne zuvor einen kompletten
Antrag abgeben zu müssen und so
neben eigenen Zeit- und Kostener-
sparnissen zu einer Verminderung
des Verwaltungsaufwandes beitra-
gen (in 2006 wurden noch rd. 30 %
= 135 000 aller Wohngeldanträge
abgelehnt). Dies führt zu Kostener-
sparnissen bei Kommunen und
beim LDS NRW bzw. Land. Rund
800 durchgeführte Berechnungen
pro Tag zeigen die Beliebtheit die-
ses neuen Angebotes.

13. Im Jahre 2006 erfolgte die bundes-
weit erste Einführung eines auto-
matisierten Datenabgleichs (nach
§ 37 b WoGG) zur Vermeidung ei-
nes Doppelbezugs von Transfer-
leistungen und zur Aufdeckung
verschwiegener Kapitaleinkünfte
mit der Datenstelle der Rentenver-
sicherungsträger und dem Bundes-
zentralamt für Steuern. Allein der
erste quartalsmäßige Datenab-
gleich 2006 führte zur Feststellung
und Rückforderung von Wohngeld-
überzahlungen in Höhe von über
9,5 Mill. Euro.

Letztlich führen alle diese Modernisie-
rungsmaßnahmen dazu, den Bürger-
service im Wohngeld zu verbessern
und Kommunen bei der schwierigen
Wohngeldbearbeitung zu unterstützen
sowie auch kostenmäßig zu entlasten.
Sie zeigen aber auch, welch enormes
Potenzial zum Vorteil und Nutzen von
Bürgerinnen und Bürgern und Verwal-
tung in der konsequenten Anwendung
moderner IT-Verfahren steckt.

Das bewährte zentrale Wohngeldver-
fahren in NRW hat nun verfah-
renstechnisch und kostenmäßig mit
der vorhandenen IT-Struktur nahezu
alle Optimierungsmöglichkeiten aus-
geschöpft. Auch der Bundesgesetzge-
ber versucht mit der bereits für 2008
angekündigten Wohngeldnovelle „um-
fangreiche Vereinfachungen“ im
Wohngeldgesetz umzusetzen. Das
MBV und LDS NRW werden diese
Novelle auch dazu nutzen, das zentra-
le Wohngeldverfahren in NRW für die
Bürgerinnen und Bürger weiter zu be-
schleunigen und noch serviceorientier-

ter zu machen. Die flächendeckende
Unterstützung durch die Kommunen
und die kommunalen Rechenzentren
in NRW für diesen zukunftsweisenden
und für alle Beteiligten vorteilhaften
Prozess ist hierfür sehr erwünscht.

Ein besonderer Dank gilt an dieser
Stelle den Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern des Wohngeldverfahrens im
LDS NRW. Diese haben nicht nur seit
Jahren dazu beitragen, dass Monat für
Monat für die vielen Millionen Wohn-
geldempfänger das Wohngeld stets zu-
verlässig – ohne technischen Ausfall –
berechnet wird und die Wohngeldstel-
len bei ihrer Arbeit fachkundig unter-
stützt werden, sondern sie haben auch
maßgeblich an den hier beschriebenen
Verfahrensänderungen und Moderni-
sierungsmaßnahmen mitgewirkt.

Jürgen Siegel
Tel.: 0211 3843-477
E-Mail: juergen.siegel
@mbv.nrw.de

Ulrich von Hagen
Tel.: 0211 9449-6706
E-Mail: ulrich.von-hagen
@lds.nrw.de

Ausblick
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E-Mail-Archivierung

In der heutigen Zeit ist ein produktives Arbeiten ohne IT-
Basisdienste nicht mehr vorstellbar. Die elektronische

Kommunikation per E-Mail ist ohne Zweifel einer der wich-
tigsten Basisdienste, dessen Bedeutung sich sehr deutlich
daran erkennen lässt, dass bei einer Störung des Dienstes die
Arbeitsfähigkeit aller Beschäftigten massiv beeinträchtigt
wird. 

Für die tägliche Arbeit sind aber nicht nur die aktuellen E-
Mails von Bedeutung; immer mehr wichtige Informationen
werden per E-Mail verschickt und müs-
sen jederzeit zur Verfügung stehen. Der
Zugriff auf vergangene E-Mails ist also
genauso wichtig und notwendig.  

E-Mail-Archivierung ermöglicht es nun,
einen definierten Prozess zur langfristi-
gen Aufbewahrung von E-Mails einzu-
führen, der den zuvor unstrukturierten
Ansatz zur Ablage von wichtigen elekt-
ronischen Kommunikationen in dafür
nicht vorgesehenen Systemen ablöst.
Zusätzlich werden die Anwender durch
einen automatisierbaren Ansatz davon
entlastet, E-Mails zur Archivierung aus-
zuwählen und für die Aufbewahrung zu
sorgen.

Als E-Mail-Nutzer kennen Sie die Aufforderung, E-Mails
zu löschen, weil die maximale Größe Ihres Postfaches er-
reicht wurde. Eine lästige Nachricht, die immer genau dann
kommt, wenn man keine Zeit hat sich um dieses Problem zu
kümmern. Also werden hastig einige E-Mails gelöscht oder
in das Filesystem verschoben um Platz für neue E-Mails zu
schaffen. 

Das steigende E-Mail-Aufkommen der letzten Jahre (siehe
Abbildung 2) und immer zahl- und umfangreichere E-

Mail-Anhänge ziehen zwangsläufig steigende Investitionen
für die Datenhaltung nach sich. Jüngste Messungen des in-
ternationalen Mailverkehrs belegen eine durchschnittliche
Größe von ca. 50 KByte pro versendeter E-Mail (zum Ver-
gleich: Im Jahr 1994 betrug das durchschnittliche Volumen
einer E-Mail 1,5 KByte, also in etwa ein dreißigstel der
Daten.1)). Parallel mit der Zunahme des E-Mail-Volumens
wächst auch der Zeitaufwand für Hardwarepflege, Backup,
Recovery und Reorganisation.

Der Bedarf für bestimmte Dienste oder Systeme wird meist
durch Mängel oder der Verbesserungswürdigkeit vorhande-
ner Lösungen ausgelöst. Nicht anders verhält sich dies auch
bei der Archivierung.  

Die landesweit typische Vorgehensweise im Bereich E-Mail
ist die Begrenzung der Postfächer. Da aber der E-Mail-Ver-
sand bei zu vollem Postfach üblicherweise gesperrt wird,
können Anwender ihre Korrespondenz in persönlichen Ord-
nern (.pst-Dateien2)) abspeichern, um das Postfach selbst zu
entlasten. Daraus ergeben sich für das Backup Probleme,
denn .pst-Dateien liegen auf den Fileservern und werden
(falls sie in Outlook eingebunden werden) regelmäßig gesi-
chert (siehe hierzu auch 2.3). Zudem sind für die Nutzer von
Laptops diese Dateien ebenfalls problematisch, da sie offli-
ne nicht verfügbar sind.

1 Motivation

Abb. 1: Lästige Outlook-Fehlermeldung

Abb. 2: Entwicklung des E-Mailvolumens aus dem LVN in das Internet zwischen Januar
2005 und April 2007, gemessen am zentralen Mailübergang im LDS NRW. Der ansteigen-
de Trend (rot dargestellt) ist deutlich zu erkennen. Ebenfalls zu erkennen ist das verringerte
E-Mail-Aufkommen während der Ferienmonate im Sommer.

––––––––––––––
1) Zahlen entnommen aus: W. R. Stevens: TCP/IP Illustrated Vol.
1, 1994 – 2) Die Abkürzung pst bedeutet „personal store“ und be-
zeichnet eine Form der E-Mail-Ablage außerhalb des Postfaches.
Diese Dateien werden üblicherweise verwendet, um über das vor-
geschriebene Postfachlimit hinaus E-Mails aufzubewahren.
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Dadurch, dass die Anwender zur Siche-
rung .pst-Dateien anlegen, liegen per E-
Mail versendete Daten oft teilweise
mehrfach auf verschiedenen Fileservern:
Wenn beispielsweise eine Datei als E-
Mail-Anhang an mehrere Mitarbeiter/-
innen übermittelt wird, ist diese zum ei-
nen im Postfach, zum anderen ggf. noch
mehrfach in verschiedenen Ordnern der
Filesysteme vorhanden. Beim Backup
wird der Speicherumfang so unnötig po-
tenziert. Des Weiteren führt dies auch
dazu, dass auf den produktiven Syste-
men zum Teil sehr alte Daten liegen:
Selbst wenn Dateien seit Jahren nicht
benötigt wurden, werden sie regelmäßig
von den Sicherungsläufen erfasst und
verursachen in der Summe erhebliche
Kosten.

Für Unternehmen außerhalb der Ver-
waltung existiert bereits die Pflicht,
geschäftlich relevante elektronische
Kommunikation rechtssicher aufzube-
wahren. Sollte diese Pflicht auch auf
die öffentliche Verwaltung ausgedehnt
werden, so ist festzustellen, dass es
derzeit keine Möglichkeit gibt, E-
Mails rechtssicher zu archivieren.

Aufgrund der gegebenen Komplexität
der Systemlandschaft hat sich das
LDS NRW dazu entschieden, eine
mögliche E-Mail-Archivierungslösung
zu testen. Ziel des Tests ist es, die Ein-
satzfähigkeit eines solchen komplexen
Systems zu verifizieren und gegebene
technische und organisatorische Rah-
menbedingungen zu ergründen. 

2.1 Projektbeschreibung

Aufgrund der oben skizzierten Aus-
gangslage wird in der momentanen Pha-
se die potenzielle Einsatzfähigkeit eines
solchen Archivierungs-Systems getestet.
Die Tests sind in die produktive Umge-
bung eingebettet, sodass Rückschlüsse
auf das Gesamtsystem gezogen werden

können. Ziel des Tests ist die Klärung
unterschiedlicher Fragestellungen, hier-
zu zählen u. a. die Integrationsfähigkeit
in die vorhandene Systemlandschaft, die
Handhabbarkeit der Lösung aus admi-
nistrativer Sicht, die Handhabbarkeit der
Lösung durch den Endnutzer sowie
Funktionalität, Umfang und Art des zu-
künftigen Einsatzes.

Wichtiges Ziel ist es weiterhin, kom-
mende Bedingungen wie beispielswei-
se Anforderungen an  Speicherfristen
oder an eine revisionssichere Aufbe-
wahrung frühzeitig zu evaluieren und
Lösungen zu erproben.

Nach Abschluss der Tests wird über die
Einführung einer zentralen Archivie-
rungslösung im LDS NRW entschieden
und diese möglichst zeitnah eingeführt. 

2.2 Ablauf der Archivierung

In Abbildung 3 ist der Ablauf der Ar-
chivierung von E-Mails dargestellt.
Empfangene E-Mails werden wie bis-
her in den Postfächern der Benutzer ge-
speichert. Von dort werden sie durch
den Archiv-Server abgeholt. Nach ei-
ner Indexierung der E-Mails und der E-
Mail-Anhänge (die der späteren Voll-
textsuche dient) werden die Mails ar-
chiviert. Duplikate werden hierbei

identifiziert und vom Archivierungs-
prozess ausgenommen. Der Benutzer
merkt von diesem Vorgang nichts, er
hat auf seine archivierten E-Mails zu-
griff wie bisher. Eine archivierte E-
Mail belegt nach der Archivierung nur
noch einen Bruchteil des Speichers in
der Postfachdatenbank. Dies wird zum
einen durch das sogenannte „Single In-
stance“ (siehe unten) als auch durch
Datenkomprimierung erreicht. 

Der Zugriff auf die E-Mails geschieht
durch den Archiv-Server. Dieser ist
auch für die Suche in archivierten E-
Mails zuständig, hierfür wird die In-
dex-Datenbank verwendet, die zum
Zeitpunkt der Archivierung einer Mail
aktualisiert wird.

2.3 Mehrwert

Der Mehrwert einer zentralen Archivie-
rungslösung lässt sich am besten anhand
einiger Beispiele zeigen. Hierfür stellen
wir typische Anforderungen bzw. Hand-
lungsweisen von Anwendern dar und
demonstrieren die Auswirkungen.

.pst-Dateien

Ein typischer Benutzer im LDS NRW
empfängt ca. 15 E-Mails pro Werktag

2 E-Mail-Archivierung im Test

Abb. 3: Schematische Darstellung der E-Mail-Archivierung



mit insgesamt ca. 700 KByte Volu-
men3). Wenn von einer durchschnittli-
chen .pst-Datei pro Anwender mit 200
MByte Größe ausgegangen wird, so
errechnet sich der Speicherbedarf für
die Sicherung dieser .pst-Datei pro
Anwender wie in Abbildung 4 darge-
stellt4). Zum errechneten Gesamt-Da-
tenvolumen der Sicherungen einer ein-
zigen .pst-Datei von ca. 10 GByte trägt
eine besondere Eigenschaft von Out-
look bei: Alle in Outlook eingebunde-
nen .pst-Dateien werden täglich mit
aktuellem Zeitstempel versehen und
von der inkrementellen Sicherung er-
fasst, da die Backup-Software bei ver-
ändertem Zeitstempel gegenüber der
letzten Datensicherung eine Änderung
des Dateiinhaltes annimmt. Der Be-
griff „Inkrementelle Sicherung“ be-
zeichnet hierbei Sicherungen, die nur
das sichern, was seit dem letzten
Backup geändert wurde. Anwender
also, die gewissenhaft ihre .pst-Dateien
auf zentralen Fileservern ablegen, er-
zeugen auf diese Weise ungewollt Gi-
gabyte über Gigabyte an Daten, denn
.pst-Dateien werden täglich aufs Neue
gesichert, egal ob sich inhaltlich etwas
geändert hat oder nicht! Die Menge an
gesicherten Daten nimmt stetig zu, es
sind immer mehr Sicherungsmedien

notwendig. Das Sichern von sehr gro-
ßen Datenmengen benötigt zudem Zeit
und erzeugt Last, sodass nur in den
Nachtstunden gesichert werden kann.
Sind die Datenmengen zu groß, muss
in die aktiven Zeiten der Systeme hi-
nein gesichert werden.

Single Instance

Eine weitere Entwicklung der elektro-
nischen Kommunikation per E-Mail
ist das vermehrte Versenden von im-
mer größer werdenden Anhängen –
der Größenzuwachs der versendeten
E-Mails (siehe oben) ist sicherlich
nicht auf den gestiegenen schriftlichen
Mitteilungsbedarf der Anwender zu-
rückzuführen. Zusätzlich werden im-
mer mehr E-Mails an mehrere Emp-
fänger verschickt. Wenn die empfan-
genen E-Mails dann im Postfach der
Empfänger liegen und die Postfächer
auf dem gleichen Server gehalten wer-
den, sorgt eine Technik namens „sin-
gle instance“ dafür, dass alle E-Mail-
Anhänge nur einmal abgespeichert
werden; aus den jeweiligen E-Mails
wird Serverintern nur auf die entspre-
chende Datei verlinkt. 

Wird die E-Mail aber vom Benutzer in
eine .pst-Datei verschoben (eigentlich,
um Platz zu sparen), so wird sie inklu-
sive Anhang verschoben – und aus ei-
ner einzigen Datei auf dem E-Mail-
Server werden ganz viele Dateien in
den jeweiligen .pst-Dateien der An-
wender. Diese werden dann jeweils
bei den Sicherungsläufen mitgesichert
und und und ... 

Hinzu kommt, dass Anhänge von E-
Mails häufig auch noch in Projektord-
nern im Filesystem abgespeichert wer-
den, manchmal auch noch zusätzlich
in den Netzlaufwerken der einzelnen
Anwender. 

Archivierung

Die Archivierung von E-Mails bedeu-
tet im Wesentlichen den Verzicht auf
.pst-Dateien. Die E-Mails der Benut-
zer werden in einem Archiv aufbe-
wahrt und gesichert, wobei tatsäch-
lich auch nur veränderte Daten gesi-
chert werden. Zusätzlich ist im Ar-
chiv die Technik des „single instance“
aktiv, d. h., mehrfach versandte E-
Mail-Anhänge werden nur einmal ar-
chiviert und gesichert. Durch die ra-
dikale Reduzierung des zu sichernden
Datenvolumens ergeben sich nicht
nur Kostenvorteile, sondern auch eine
zeitliche Entlastung der Datensiche-
rung. 

E-Mail-Archivierung ermöglicht es,
einen sauber definierten Prozess zur
langfristigen Aufbewahrung von E-
Mails einzuführen, der den zuvor un-
strukturierten Ansatz zur Ablage von
wichtigen elektronischen Kommuni-
kationen in dafür nicht vorgesehenen
Systemen ablöst. Zusätzlich werden
die Anwender durch einen automati-
sierbaren Ansatz davon entlastet, ei-
genhändig  E-Mails zur Archivierung
auszuwählen und für die Aufbewah-
rung zu sorgen. Durch eine Volltext-
indizierung wird dem Anwender zu-
sätzlich eine sehr komfortable Mög-
lichkeit zur Suche in seinem immer
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––––––––––––––
 3) Ergebnis der Messungen von Janu-
ar bis Juni 2007 am zentralen Mail-
übergang und den Exchange-Servern
im LDS NRW. Gewertet wurden alle
empfangenen E-Mails aus dem Inter-
net, aus dem LVN und aus dem LDS
NRW, gemittelt über die Anzahl der
Anwender. – 4)  Es wird hier von ei-
nem 8-wöchigen Zeitraum für die Vor-
haltung der Datensicherungen ausge-
gangen. Danach werden die ersten Si-
cherungen wieder überspielt.

Beispiel

Eine 1 MByte-Datei, die als An-
hang an eine E-Mail an fünf Perso-
nen versendet wurde, von denen
drei die E-Mail in ihre jeweiligen
.pst-Dateien verschieben, erzeugt
über den Zeitraum von 8 Wochen
ca. 150 MByte Sicherungsvolumen.

Abb. 4: Datenaufkommen bei der Sicherung einer 200 MByte .pst-Datei, die wö-
chentlich um 15 MByte anwächst. Es wird hierbei davon ausgegangen, dass über
8 Wochen gesichert wird.



größer werdenden „Datenberg“ zur
Verfügung gestellt.

Anforderungen an eine Archivierung –
beispielsweise Revisionssicherheit,
Dauerhaftigkeit etc. – werden durch
eine professionelle Lösung ebenfalls
erfüllt.

Das LDS NRW plant nach dem Ab-
schluss der umfangreichen Testperiode
die schrittweise Einführung eines Ar-
chivierungssystems im eigenen Hause.
Dieses wird skalierbar ausgelegt wer-
den, sodass es in Zukunft möglich sein
wird, über die aufgebaute Infrastruktur
einen Service für eine zentrale E-Mail-
Archivierung anzubieten. 

Mittelfristiges Ziel ist es, zusätzlich zu
zentralen IT-Dienstleistungen wie bei-
spielsweise dem Betrieb und der Betreu-
ung von Exchange-Servern auch eine
hierauf abgestimmte  E-Mail-Archivie-
rung als IT-Service anbieten zu können. 

Lars Mußmacher
Tel.: 0211 9449-3755
E-Mail:
lars.mussmacher
@lds.nrw.de

Torsten Tuschinski
Tel.: 0211 9449-3387
E-Mail:
torsten.tuschinski
@lds.nrw.de

Dr. Jens Ziegler
Tel.: 211 9449 2454
E-Mail: 
jens.ziegler
@lds.nrw.de
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Vom Content-Management-System 
zu vollwertigen Portallösungen

Vielfach gewinnt man derzeit den Eindruck, dass jede
Web-Site, die etwas auf sich hält, sich als Portal be-

zeichnet. Neben Sites, die Personalisierungen anbieten, wie
z. B. Google oder Yahoo, existieren jedoch auch viele Por-
tale, bei denen es sich häufig um Einstiegsseiten für die un-
terschiedlichsten Angebote bzw. um kommentierte Link-
sammlungen handelt. Zu dieser heterogenen Landschaft
passt die Definition des Begriffs „Web-Portal“, die bei Wi-
kipedia1) zu finden ist: „Der Begriff Webportal ist nicht fest
zu definieren; allen Definitionsversuchen gemein ist ledig-
lich, dass es sich um eine Website handelt, die versucht, ver-
schiedene regelmäßig benötigte Dienste zu bündeln oder
eine Übersicht für den Einstieg in einen Themenkomplex zu
schaffen.“ Diese Definition beschreibt den Zustand, der tat-
sächlich im Web anzutreffen ist. Einen engeren Portalbe-
griff verwendet die Definition von Dataquest: „Das ideale
Portal eröffnet einen gemeinsamen, personalisierten Zugang
zu Daten, Expertisen und Anwendungen“. Man sollte also
von einem Web-Portal im engeren Sinn fordern können,
Dienste zu bündeln, ihre Zugänglichkeit zu gewährleisten,
eine Personalisierung zu ermöglichen und großen Wert auf
Benutzerfreundlichkeit zu legen. Dieses Portalverständnis
haben wir vorausgesetzt, als wir uns im CMS-Competence-
Center des Landesamtes für Datenverarbeitung und Statistik
NRW (LDS NRW) Ende 2006 entschieden, unser Dienst-
leistungsportfolio um die Entwicklung von Web-Portalen zu
erweitern. Wir entwickeln seit Jahren erfolgreich Internet-
und Intranetauftritte für unsere Kunden aus der Landesver-
waltung Nordrhein-Westfalens mit Hilfe des Content-Mana-
gement-Systems NPS der Firma Infopark. 

In der letzten Zeit sehen sich unsere Kunden
zunehmend neuen Use-Cases ihrer Sites ge-
genübergestellt, die den Einsatz einer Portal-
software erfordern. So wird nicht nur eine
passive Personalisierung gefordert, d. h. das
Bereitstellen verschiedener Sichten für ver-
schiedene Benutzergruppen, sondern der
einzelne Benutzer möchte die Site für seine
Bedürfnisse selbst aktiv personalisieren kön-
nen. Die Personalisierung erfordert eine Be-
nutzerverwaltung für den Web-Auftritt. Da-

rüber hinaus möchte man verschiedene Web-Anwendungen
in die Site integrieren. Hierbei wird wegen der Vielzahl der
zugangsgeschützten Verfahren die Forderung nach einem
Single-Sign-On immer stärker. Häufig ist auch die übliche
vorgegebene Navigationsstruktur nicht mehr ausreichend, es
werden alternative Navigationsstrukturen jenseits von Hilfs-
konstrukten wie Suchfunktion oder Glossar benötigt.

Die meisten dieser Anforderungen konnten wir allein mit
Hilfe der vom Land Nordrhein-Westfalen erworbenen NPS-
Version nicht realisieren.2) Allerdings finden sich die Re-
dakteure der Internet- oder Intranet-Auftritte unserer Kun-
den in der Benutzeroberfläche gut zurecht und NPS hat sich
insgesamt als Content-Management-System bewährt. Inso-
fern sollte NPS als Content-Management-System weiterhin
im Einsatz bleiben. Die Suche nach einer Portalsoftware, die
NPS um die geforderten Funktionen erweitert, führte uns zu
der Software Cocoon. Cocoon hat sich bereits in Verbin-
dung mit dem „Government Site Builder“, dem Content-
Management-System der Bundesverwaltung, bewährt und
ist als Apache-Projekt unter einer Open-Source-Lizenz ver-
fügbar. Das Grundprinzip basiert darauf, dass XML-Daten
in unterschiedliche Zielformate transformiert werden. Da
NPS problemlos die in ihm abgelegten Daten als XML ex-
portieren kann, ergibt sich dieses Format als natürliche
Schnittstelle zwischen den beiden Systemen. Abbildung 1
verdeutlicht die Systemarchitektur, die sich aus der Ver-
knüpfung von NPS und Cocoon ergibt.

Neue Anforderungen

––––––––––––––
1) http://de.wikipedia.org/w/index.php?title=Webportal&oldid=29183421 – 2) Wir betreiben NPS ohne die zusätzliche Komponente „Por-
tal-Manager“, von deren Einsatz wir nach einer Anforderungsanalyse abgesehen haben.

Neue Wege mit NPS und Cocoon

Abb. 1: Verknüpfung von NPS und Cocoon
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Bei der Art der Verknüpfung von
NPS und Cocoon hat sich für uns die
Unterscheidung in zwei Systemvari-
anten als sinnvoll erwiesen:

1. Ein existierendes NPS-System
wird um einzelne Portalfunktiona-
litäten erweitert: Die Portalfunktio-
nen ergänzen das System als Add-
Ons.

2. Das Portal steht im Zentrum und
bestimmt die Architektur des Sys-
tems.

Für die erste Variante sollte man sich
entscheiden, wenn bereits ein Web-
Auftritt auf Basis von NPS existiert,
der nicht komplett dynamisiert wer-
den soll. Zur Realisierung des
Layouts, automatischer Auflistungen
und weiterer Funktionalitäten werden
in diesem Fall weiterhin die Mecha-
nismen bzw. Templates von NPS ver-
wendet. Es kommen lediglich einzel-
ne dynamische Portalfunktionalitäten
hinzu. Aus NPS heraus wird dann der
HTML-Code der Site exportiert, der
sich aus den in NPS abgelegten Ob-
jekten und Templates zuzüglich wei-
terer Informationen für Cocoon er-
gibt. Cocoon transformiert dann den
HTML-Code in XML, baut mit Hilfe

von XSLT zusätzliche Portalfunktio-
nalitäten ein und erzeugt so den ins-
gesamt für die angefragte URL erfor-
derlichen HTML-Code. Auf diese
Weise lässt sich beispielsweise eine
passive Personalisierung realisieren,
die eines Logins bedarf (vgl. Abb. 2
und Abb. 3).

Nachdem sich der Benutzer einge-
loggt hat, wird er mit seinem kom-
pletten Namen begrüßt und die Navi-
gation hat sich entsprechend den für
ihn festgelegten Berechtigungen an-
gepasst: Der Navigationspunkt
„Gruppe 2“ ist hinzugekommen.

Die zweite Systemvariante sollte ge-
wählt werden, wenn eine umfangrei-
che Dynamisierung einer Site erfor-
derlich ist (z. B. passive wie auch ak-
tive Personalisierung oder die Einbin-
dung von Anwendungen als Portlets).
In diesem Fall muss das System neu
konzeptioniert werden. Von einem
ggf. in NPS existierenden System,
das als Ausgangspunkt dienen soll,
bleibt in der Regel nur die Verzeich-
nisstruktur inklusive der Inhalte er-
halten. Bei dieser Systemvariante set-
zen sich die Web-Seiten komplett aus
Portlets zusammen. Portlets bilden
eine einfach zu benutzende Oberflä-
che innerhalb des Browsers (Fenster
mit Schaltflächen zum Maximieren,
Minimieren, Editieren, Hilfe). Auf
der Serverseite kann eine beliebige
Anwendung liegen, die ihre Darstel-
lung auf ein Portlet weiterleitet.

Damit die Seiten unserer Kunden in
der Landesverwaltung nicht völlig
von ihrem bisherigen „Look and
Feel“ abweichen, realisieren wir die
Strukturelemente wie Hauptnavigati-
on, Inhaltsbereich, Marginalienspalte
etc. jeweils als ein Portlet. Die Seiten
wären bei Deaktivierung aller dyna-
mischen Möglichkeiten der Portlets
nicht von einem statischen Web-Auf-
tritt zu unterscheiden. Die in NPS
hinterlegten Daten werden nun direkt
als XML-Daten exportiert und von
Cocoon mit Hilfe von XSLT in

Portalfunktionen 
als Add-On oder 
als Zentrum des Web-Auftritts

Abb. 2: Systemvariante 1 vor Login

Abb. 3: Systemvariante 1 nach Login mit personalisierter Navigation



HTML umgesetzt (vgl. Abb. 1). Auch
die für die Cocoon-spezifischen
Funktionalitäten benötigten XML-
und XSL-Daten werden in NPS abge-
legt und exportiert.

Bei dieser Systemvariante werden die
Templates von NPS im Wesentlichen
nur noch für die Erzeugung von
XML-Daten sowie für die Bereitstel-
lung einiger Daten für die in Cocoon
realisierte Navigation verwendet. Die
Layout-Mechanismen von NPS wer-
den nicht mehr benutzt. NPS dient
vielmehr der Bereitstellung des In-
halts der Web-Seiten und der komfor-
tablen Erstellung und Bearbeitung der
Seiten durch die Redakteure. 

Abbildung 4 zeigt eine personalisierte
Seite eines Portal-Prototyps, in wel-

chem die Hauptstrukturelemente als
Portlets mit variabler Anzeigegröße
realisiert sind. Zudem enthält der Pro-
totyp eingebundene Web-Anwendun-
gen (ebenfalls als Portlets realisiert)
in der rechten Spalte. 

Wie durch die Steuerungsbalken der
jeweiligen Portlets angedeutet wird,
sind diese verkleinerbar, vergrößer-
bar und z. T. auch ganz ausblendbar.
Die so aktiv vom Benutzer anpass-
bare Struktur der Seiten wird in sei-
nem Benutzerprofil abgespeichert,
ist von ihm aber jederzeit wieder än-
derbar. 

Die zusätzlichen Web-Anwendungen 
im rechten Bereich der Seite sind in
das Portal integriert, d. h. direkt über
die Portaloberfläche benutzbar.

Im CMS-Competence-Center des
Landesamtes für Datenverarbeitung
und Statistik NRW haben wir derzeit
einige Portal-Prototypen entwickelt,
die uns erste Erfolge bescheren und
uns so sehr optimistisch stimmen,
dass wir den richtigen Weg einge-
schlagen haben. Gegenwärtig erwei-
tern wir das Konzept zur Entwicklung
von Portallösungen mit NPS und
Cocoon. So betrachten wir weitere
Cocoon-Komponenten wie z. B. C-
Forms und die Verknüpfungsmög-
lichkeiten von Cocoon zum Active
Directory oder LDAP. Darüber hi-
naus entwickeln wir zurzeit Standards
für wiederverwendbare Komponenten
in Cocoon und NPS und beginnen mit
der Umsetzung von Pilotprojekten, in
denen sowohl NPS-Systeme mit Co-
coon-Funktionen als Add-Ons (Vari-
ante 1) als auch (hauptsächlich) kom-
plette Portale (Variante 2) entwickelt
werden.

 

Dr. Corinna Flüs
Tel.: 0211 9449-2376
E-Mail: corinna.flues
@lds.nrw.de
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Abb. 4: Systemvariante 2 nach Login

Ausblick
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Papierlose Geschäftsprozesse 
– Lösungen zur automatisierten Vorgangsbearbeitung

Geschäftsprozesse, die innerhalb und zwischen Behör-
den optimiert und automatisiert ablaufen, sind die

Grundpfeiler einer modernen öffentlichen Verwaltung. Der
heute noch oft anzutreffende manuelle Umgang mit Papier,
Fax und E-Mail ist kostenintensiv, fehleranfällig und lang-
sam. Hier ist ein großes Verbesserungspotenzial vorhanden,
das entscheidend zur Steigerung der Arbeitsqualität und
Senkung der Kosten beitragen kann.

Im Projekt „DMS-/Workflow in der Landesverwaltung
NRW – DOMEA“ ist die Projektgruppe im LDS NRW mit
der Umsetzung unterschiedlicher Geschäftsprozesse be-
schäftigt. Zwei Beispiele werden nachfolgend beschrieben.

Die Fortbildungsakademie Herne (FAH) des Innenministeri-
ums des Landes Nordrhein-Westfalen bietet ressortübergrei-
fend Fortbildungen für die Beschäftigten der Landesverwal-
tung NRW an. Zur Qualitätssicherung werden bei jedem
Lehrgang der FAH Feedbackbögen verteilt und die Teilneh-
mer/Dozenten gebeten, diese auszufüllen. 

Wichtige Vorgabe für die Programmierung der Lösung war
der Einsatz von Standardwerkzeugen:

– DICOM Ascent Capture1) für das Einscannen der Feedback-
bögen und Umwandeln der Kreuze in Bewertungsnoten

– Open Text DOMEA® 2) zur elektronischen Ablage und
Recherche der Feedbackbögen

Die FA Herne setzt seit Jahren ein vom LDS NRW entwi-
ckeltes Seminarverwaltungsprogramm (SVS) ein. Die ge-
wünschten Auswertungen wurden in diese Software einge-
bunden.

Für die Dokumentablage in DOMEA® wurde folgende
Struktur festgelegt:

Damit die ausgefüllten Bögen beim Scannen automatisch
erkannt und dem Lehrgang zugeordnet werden konnten
(sowohl in DOMEA® als auch im Seminarverwaltungspro-
gramm), wurden die Veranstaltungsnummer und eine fort-
laufende Nummerierung als Barcode auf den Feedbackbö-
gen hinterlegt. Die Scansoftware DICOM Ascent Capture
liest die Information aus und ordnet den Bogen dem Lehr-
gang zu. Bei diesem Verfahren werden Doppeleinscannun-
gen eines Feedbackbogens erkannt und von der Software
zurückgewiesen.

––––––––––––––
1) http://www.dicomgroup.de – 2) http://www.opentext.de/3/sol-products/sol-pro-docmgmt-collaboration/pro-domea-overview.htm

Auswertung und Verwaltung der Lehrgangs-
bewertungsbögen in der Fortbildungsakademie 
des Innenministeriums in Herne

Abb. 1: Struktur der Dokumentablage in Domea®

Projektplanung

Die Feedbackbögen wer-
den elektronisch erfasst,
ausgewertet u. verwaltet.

Das vorhandene Seminar-
verwaltungsprogramm
wird um diverse Aus-
wertungen erweitert.

Realisierung
automatischer

Geschäftsprozess

Ziele sind
Verbesserung der Prozessqualität

Reduzierung von Fehlern
Verkürzung der Bearbeitungs- 
und Reaktionszeiten

Informationen auf Knopfdruck

geringerer Papieraufwand

Revisionssicherheit

Senkung der Kosten
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Auf Wunsch unserer Kunden hat die
Projektgruppe einen vollständig au-
tomatisierten Workflow (Dienstrei-
seantrag) mit DOMEA® abgebildet
und als Prototyp zur Verfügung ge-
stellt.

Vor einer Dienstreise muss eine Mit-
arbeiterin bzw. ein Mitarbeiter einen
Dienstreiseantrag ausfüllen und das
Dokument mit Unterschrift des Ver-
treters auf den Dienstweg geben.
Nach Abschluss der Dienstreise wer-
den die Informationen in einen „Rei-
sekostenabrechnungsprozess“ über-
nommen.

Anforderungen

• Der Dienstweg muss für alle Mitar-
beiter/-innen automatisch abgebil-
det werden; das System muss ohne
Eingriffe der Mitarbeiterin bzw. des
Mitarbeiters erkennen, welche Per-
sonen zum jeweiligen Dienstweg
gehören. Je nach Funktion des Be-
schäftigten ist der Dienstweg unter-
schiedlich lang. 

• Das o. a. Bild zeigt die Genehmi-
gung einer Dienstreise. Bei einer
Ablehnung an irgendeiner Stelle
muss der Prozess abgebrochen wer-
den und der abgelehnte Antrag geht
an den Antragsteller zurück.

• Unterschiedliche Dienstwege in ver-
schiedenen Behörden müssen kon-
figurierbar sein. Eine Programman-
passung ist nicht erforderlich.

Automatisierung 
eines strukturierten 
Geschäftsprozesses

Abb. 2: Lebenszyklus eines Feedbackbogens

Abb. 3: Verlauf des Dienstweges
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Realisierung mittels DOMEA®

In DOMEA® wird die gesamte Organi-
sationsstruktur der Behörde abgebildet.
Die Funktionen „Behördenleiter, Abtei-
lungsleiter, Dezernatsleiter, Mitarbeiter
und Haushalt“ werden als sogenannte
Synomyme (Rollen) hinterlegt. Im Pro-
zess wird ausschließlich mit Rollen ge-
arbeitet. Innerhalb der Organisations-
struktur werden den „Rollen“ konkrete
Personen zugeordnet. Diese Vorgehens-
weise hat den Vorteil, dass eine Perso-
naländerung nur in der Organisations-
struktur nachgehalten werden muss und
eine automatische Änderung des Pro-
zesses bewirkt. 
 
Der Prozess

Der Prozess wird mittels des Prozess-
designers von DOMEA® abgebildet.
Die „eigentliche Arbeit“ erfolgt in der
automatischen Aktivität Dienstweg. 

Der Vorgesetzte, dem der Dienstreise-
antrag vorgelegt wird, gibt über ein
„Zeichnungsinfo“ seine Stellungnah-
me ab. Danach drückt er den Menü-
punkt „Weiterleiten“.

Die „Genehmigungsinformationen“
für den Dienstreiseantrag werden von

DOMEA® revisionssicher beim Doku-
ment festgehalten.

Der Antragsteller kann über einen
Link lesend auf seinen Antrag zugrei-
fen, sodass er jederzeit weiß, in wel-
chem „Genehmigungsstadium“ sich
sein Antrag befindet. 

Mittels der Standardprogramme DI-
COM Ascent Capture und Open Text
DOMEA® können mit überschauba-
rem Programmieraufwand Geschäfts-
prozesse abgebildet werden. Mit den
neuen Techniken eröffnen sich völlig
andere Möglichkeiten des Arbeitens.

Zur Optimierung der Ergebnisse bie-
tet es sich an, den Einsatz mit einer
Analyse und ggf. Neugestaltung der
Geschäftsprozesse zu verbinden. 

Im Dienstleistungsportfolio des LDS
NRW sind alle Leistungen sowohl or-
ganisatorischer als auch technische-
ner Art enthalten.

Ansprechpartner im FA Herne:
Jürgen Hattendorf
Tel.: 02323 965-1111
E-Mail: juergen.hattendorf@fah.nrw.de

FA Herne:
http://www.fah.nrw.de

LDS NRW: Das moderne Büro
http://lv.buero.lds.nrw.de

Annette Hochstein
Tel.: 0211 9449-6763
E-Mail: annette.hochstein
@lds.nrw.de

Fazit

Abb. 5: Genehmigungsinformationen für den Dienstreiseantrag

Abb. 4: Der Prozess

Ansprechpartner und Links
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Server Based Computing
Neue Anwendungen, neue Nutzer, neue Technik

Server Based Computing ist auch unter dem Synonym
Terminal Services oder Citrix bekannt. Der Markt wird

seit einigen Jahren durch den Microsoft Terminal Server
und den Citrix MetaFrame Presentation Server dominiert.
Wesentliches Merkmal dieser Technologie ist die Bereitstel-
lung von Anwendungen auf zentralen Servern und Server-
farmen. Im LDS NRW werden zahlreiche Anwendungen
seit dem Jahr 2004 auf einer zentralen Citrix-Umgebung be-
reitgestellt. Mit heutigem Stand sind im LDS NRW 6 Citrix-
Serverfarmen mit rund 20 Citrix-Servern installiert. Über
diese Serverfarmen können mehrere Tausend potenzielle
Nutzer aus der Landesverwaltung NRW, den Kommunen in
NRW und anderen Bundesländern von verschiedenen End-
geräten über komplexe Netze hinweg auf 15 Anwendungen
zugreifen.

Im August 2007 war es soweit. Erstmals haben 100 gleich-
zeitig zugreifende Nutzer auf der Citrix-Umgebung im LDS
NRW gearbeitet. Das stetige Wachstum der Nutzerzahlen
und die Hinzunahme von Anwendungen sind ein Erfolg für
den Einsatz von Server Based Computing im Rahmen der
strategischen Entwicklung der Zentralisierung von Daten
und Anwendungen im LDS NRW.

Was ist in den letzten drei Jahren geschehen? Im Jahr 2004
begannen der Aufbau der zentralen Citrix-Umgebung und die
Bereitstellung der ersten Anwendungen. Die Verfahren
ASYS und Wasserbuch der Umweltverwaltung gingen an
den Start. Durch den Einsatz eines Webinterface mit der
Möglichkeit des Zugriffs über https konnten diese Anwen-
dungen neben dem Zugriff aus dem Landesverwaltungsnetz
(LVN) auch für Nutzer in den Kommunen bereit gestellt wer-
den, die über TESTA zugreifen. Dazu kam die Anwendung
ARS Remedy für die Justizverwaltung mit Nutzern aus Be-
hörden anderer Bundesländer. Ferner fiel der Startschuss für
das Hosting des landesweiten Personalverwaltungssystems
PersNRW, für das eine mehrstufige Test- und Produktions-
umgebung aufgebaut wurde. Im Laufe des Jahres 2005 fan-
den umfangreiche Entwicklungsarbeiten für den Betrieb die-
ser Anwendungen statt. Mehrere technische Hürden wurden
erfolgreich bewältigt. 2006 kam dann die Anwendung
axion.PAB für das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und
Soziales des Landes NRW und für das Ministerium für Schu-
le und Weiterbildung des Landes NRW hinzu.

Gegen Ende des Jahres 2006 war die Serverumgebung
durch die Vielzahl der unterschiedlichen Anwendungen
komplex und unübersichtlich geworden. Die Bereitstellung

neuer Anwendungen für weitere Kunden zeichnete sich je-
doch bereits ab. Geblieben war die Aufgabe, Anwendungen
verschiedener Kunden und unterschiedlicher Technik paral-
lel auf der Citrix-Umgebung effizient und wirtschaftlich zu
betreiben. Daher wurde ein neuer technologischer Ansatz
gewählt. Mit Hilfe des Dienstleisters sepago GmbH wurde
eine weitgehende Automatisierung, Strukturierung und Op-
timierung der IT-Infrastruktur der Citrix-Umgebung be-
schlossen und erfolgreich umgesetzt.

Zunächst wurde die automatisierte Serverinstallation für die
Citrix-Server eingeführt. Die Installation eines Servers mit
Hardware, Betriebssystem, Citrix Presentation Server sowie
der dort veröffentlichten Anwendungen erfolgt nun voll au-
tomatisch in ca. 90 Minuten. Ferner wurde die Architektur
der Citrix-Umgebung in ein 3-Phasen-Modell nach ITIL-
Standard überführt, indem eine Labor-, Test- und Produkti-
onsumgebung aufgebaut wurde. Künftig werden Entwick-
lungsarbeiten, wie zum Beispiel für neue Anwendungen,
ausschließlich in der Laborumgebung durchgeführt. Dort
werden die Anwendungen nach Anleitung des Kunden in-
stalliert und getestet. Ein Integrationstest zeigt, ob die An-
wendung in der Citrix-Umgebung lauffähig ist. Die Labor-
phase endet mit der Paketierung der Anwendung zur auto-
matischen Installation in der Test- und Produktionsumge-
bung. In der Testphase und der darauf folgenden Produkti-
onsphase wird lediglich mit automatisierten Softwarepake-
ten gearbeitet. Die Anwendungen werden über die automati-
sche Softwareverteilung mittels Microsoft SMS auf den Ci-
trix-Servern installiert. Damit wird gewährleistet. dass alle
Server der Serverfarm homogen installiert sind. Manuelle
Anpassungen der Konfiguration in der Test- und Produkti-
onsumgebung werden auf ein Minimum beschränkt. Im Er-
gebnis ist jede Anwendung auf jedem Server der entspre-
chenden Serverfarm installiert und für die Nutzer verfügbar.
Die Vorteile der Citrix-Serverfarm, wie zum Beispiel Last-
verteilung und Ausfallsicherheit der einzelnen Citrix-Server,
können so optimal genutzt werden.

Der Betriebsablauf und die Arbeitsprozesse im Citrix-Team
des LDS NRW wurden ebenfalls den neuen Erfordernissen
angepasst. Die Einführung neuer Betriebsdokumente ermög-
licht jetzt eine strukturierte Dokumentation der Anwendun-
gen beim Durchlauf durch die einzelnen Phasen. Die Ent-
wicklungsarbeit für eine neue Anwendung beginnt mit der
Erhebung eines Fragebogens, um Aussagen über die grund-
sätzliche Eignung der Anwendung für die Bereitstellung auf
der Citrix-Umgebung zu gewinnen. Anhand einer Testspezi-
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fikation wird gewährleistet, dass die
Mitarbeiter/-innen des LDS NRW die
Anwendung so testen, wie es den An-
forderungen des Kunden entspricht.
Technische und fachliche Abnahme-
protokolle dokumentieren den Durch-
lauf der Anwendung durch die Phasen.
Sie dienen sowohl dem Kunden als
auch dem LDS NRW als Nachweis für
den Status der Bereitstellung der An-
wendung.

Ein weiterer Punkt ist die Ausrichtung
der Citrix-Umgebung an Best-Practice-
Standards. Hier konnten die Mitarbei-
ter/-innen der sepago GmbH ihr lang-
jähriges Know-how im Aufbau großer
Citrix-Umgebungen mit mehreren Tau-
send Nutzern einbringen. Das LDS
NRW erhielt eine in vielen Teilberei-
chen optimierte IT-Infrastruktur, die so-
wohl modernen Standards als auch den
Anforderungen der heterogenen IT-
Landschaft im Land NRW entspricht.

In der neuen Citrix-Umgebung werden
die aktuellen Produkte Citrix MetaFra-
me Presentation Server 4.5, Citrix
Web Interface 4.2 und Citrix Secure
Gateway 3.0 eingesetzt. Die Umge-
bung ist skalierbar und kann bei Be-
darf um weitere Server ergänzt wer-
den. Da die Citrix-Server identisch in-
stalliert sind, ist ein Backup der Daten
überflüssig geworden. Und sollte ein

Server schwerwiegende Störungen
aufweisen, kann er einfach und schnell
neu installiert und wieder in die Ser-
verfarm aufgenommen werden.

Der Betrieb der Citrix-Umgebung wird
wesentlich durch das proaktive Sys-
temmanagement mittels HP OpenView
unterstützt. Bisher wurden lediglich die
Hardware und das Betriebssystem der
Server überwacht. Neu ist die Auswei-
tung des Systemmanagements auf den
MetaFrame Presentation Server sowie
weitere Softwarekomponenten der Ci-
trix-Umgebung. Damit ist künftig eine
nahezu lückenlose Überwachung aller
wichtigen Komponenten und Betriebs-
daten der Citrix-Umgebung möglich.
Im Falle von Störungen werden die
Systemmeldungen automatisch in das
Trouble Ticket System ARS Remedy
überführt und dort durch das Citrix-
Team bearbeitet.

Im Jahr 2007 wurden weitere Anwen-
dungen auf der Citrix-Umgebung be-
reit gestellt. Das Ministerium für Um-
welt, Naturschutz, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz des Landes NRW
beauftragte das LDS NRW mit der
Bereitstellung der Anwendungen
NIKLAS-IGL, NIKLAS-KOM und
REBEKA. Im Auftrag des Ministeri-
ums für Schule und Weiterbildung des
Landes NRW wurden ferner die Schul-

verwaltungsanwendungen LEV, SEV,
LVV, EVA II, SEMISTAT und ZUV
sowie STUTZ für die Studienseminare
in den Betrieb überführt.

Weitere Projekte befinden sich bereits
in Planung. Das Innenministerium des
Landes NRW beabsichtigt, das LDS
NRW mit der Bereitstellung der An-
wendung CompAS der Arbeitsschutz-
verwaltung zu beauftragen. Das Lan-
desamt für Natur, Umwelt und Ver-
braucherschutz NRW beabsichtigt, die
Dienstleistungen des Citrix-Teams im
Rahmen der Entwicklung und Bereit-
stellung eines Verbraucherschutzpor-
tals zu nutzen.

Künftig ist also eine weitere Zunahme
von Anwendungen zu erwarten. Bei den
bereits produktiv betriebenen Anwen-
dungen, wie zum Beispiel PersNRW, ist
außerdem mit einer steigenden Nutzer-
zahl zu rechnen. Das LDS NRW ist mit
der neuen Citrix-Umgebung für diese
und weitere Anforderungen in der Zu-
kunft bestens gerüstet.

Sascha Bittau
Tel.: 0211 9449-3585
E-Mail: sascha.bittau
@lds.nrw.de
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Einführung des Verfahrens 
„Vergabemanagementsystem“ (VMS)

Die Modernisierung des öffentlichen Einkaufs wird vom
Finanzministerium NRW engagiert vorangetrieben; die

vormals analogen Vergabeprozesse öffentlicher Ausschreibun-
gen sollen sukzessive vollelektronisch abgewickelt werden. Seit
Ende 2005 betreibt das LDS NRW daher in enger Kooperation
mit d-NRW1) den Vergabemarktplatz NRW [1]. Dieses System
bietet Vergabestellen die Möglichkeit, ihre Ausschreibungen im
Internet über eine zentrale Webseite2) zu veröffentlichen, die
Verdingungsunterlagen elektronisch zur Verfügung zu stellen,
mit den Bewerbern/Bietern zu kommunizieren sowie digitale
Angebote entgegenzunehmen. Aktuell nutzen bereits über
11 500 Unternehmen diesen Dienst, 138 Vergabestellen mit
über 900 angemeldeten Benutzern stellen täglich neue Aus-
schreibungen ein. 7 500 Ausschreibungen wurden seit Inbetrieb-
nahme schon über den virtuellen Marktplatz abgewickelt.

Nun rückt der Vergabeprozess innerhalb der Verwaltung in den
Fokus. Auch er soll in Zukunft digital ablaufen und den Trans-
aktionsprozess zwischen Vergabestelle und Bewerber/Bieter im
System ergänzen. Seit Mitte des Jahres 2007 wird der E-Verga-

be-Prozess mit dem ergänzenden Modul „Vergabemanagement-
system“ (VMS) weiter ausgebaut. Kern der Erweiterung ist es,
eine elektronische Vergabeakte abzubilden. Hierzu arbeitet das
LDS NRW wieder eng mit seinem bewährten Partner d-NRW
und dessen privaten Partner cosinex zusammen, die im Rahmen
des Gesamtprojektes d-NRW dem Land nach den Modulen
Auftragsberatung NRW und Vergabemarktplatz nun auch den
Ausbau des Vergabemanagementsystems zur Verfügung stellen.

Ziel eines Vergabeprozesses ist die vergaberechtskonforme
Beschaffung von benötigten Produkten oder Dienstleistun-
gen, auch „Bedarfe“ genannt. Der Beschaffungsprozess en-
det mit dem sog. „Zuschlag“, bei dem für alle zu beschaf-
fenden Bedarfe ein entsprechender Anbieter zu konkreten
Konditionen einen Auftrag erhält. Der Prozess „vom Bedarf
zum Zuschlag“ kann durch zahlreiche Anwendungen elek-
tronisch unterstützt und damit effizienter gestaltet werden.
Anhand der Übersicht zum elektronischen Vergabeprozess
in Abbildung 1 soll kurz auf die Funktionen der wichtigsten
Systeme, insbesondere des VMS, eingegangen werden.

––––––––––––––
1) http://www.d-nrw.de – 2) http://www.evergabe.nrw.de

Projektplanung

Übersicht über den Vergabeprozess aus IT-Sicht

Abb. 1: Der Prozess der elektronischen Vergabe
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Die Trennung der Softwarekomponen-
ten nach „Auftraggeber“ und „Bieter“
macht klar, dass das VMS nur für die
interne Verwendung in der Vergabe-
stelle gedacht ist. Hier liegt der Fokus
auf der Führung einer elektronischen
Vergabeakte, die die Dokumentation
nach den jeweils einschlägigen Verga-
behandbüchern wie z. B. dem VHB
VOL NRW oder dem VHB VOB Bund
übernimmt. Der Prozess beginnt mit der
Erstellung eines Leistungsverzeichnis-
ses, welches alle zu beschaffenden Be-
darfe enthält. Die Bedarfe können dabei
manuell eingegeben werden oder von
zahlreichen Programmen wie z. B. Ka-
talogen, SAP oder Mach importiert
werden, auch in Form von Dateiforma-
ten (XML, XLS, GAEB). Anhand des
auf Basis von Schätzpreisen ermittelten
Beschaffungsvolumens wird mit Hilfe
des VMS danach eine geeignete Verga-
beart festgelegt, auf deren Basis die
Vergabe durchgeführt wird. Um die
Vergabe vorzubereiten, stehen – je nach
Vergabeart – zahlreiche Eingabemas-
ken und Assistenten zur Verfügung.
Dazu gehören u. a. ein Adressen-Assis-
tent, ein Fristen-Assistent, ein Assistent
zur Erstellung von Kriterienkatalogen
und ein Assistent zur Zusammenstel-
lung der Verdingungsunterlagen. Durch
zahlreiche Prüfroutinen wird sicherge-
stellt, dass alle für das Verfahren not-
wendigen Angaben in korrekter Art und
Weise getätigt wurden.

Ist die Vergabe vorbereitet, kann diese
veröffentlicht und damit an den Verga-
bemarktplatz übergeben werden. Die
jetzt beginnende Interaktion zwischen
Vergabestelle und Bewerber/Bieter wird
bereits seit Dezember 2005 durch den
Vergabemarktplatz NRW abgebildet,
der auch bei Nutzung des VMS zentra-
les Element der E-Vergabe bleibt. Ne-
ben der digitalen Bekanntmachung wer-
den hier die Verdingungsunterlagen
zum Download bereitgestellt, die Kom-
munikation mit den Unternehmen abge-
wickelt sowie digitale Angebote ange-
nommen. Durch das sogenannte Bieter-
tool können Unternehmen – je nach
Vorgabe der Vergabestelle – Angebote

mit dem Mantelbogenverfahren, mit
fortgeschrittener oder qualifizierter
elektronischer Signatur abgeben. Als
Signaturinfrastruktur wird Governikus
der Firma bos verwendet. Auch hier fin-
den sich wieder zahlreiche Assistenten,
die die Abgabe von digitalen Angeboten
erleichtern und somit den Prozess sicher
gestalten. 

Nach erreichter Angebotsfrist können
die digital und analog abgegebenen An-
gebote geöffnet werden. Ab hier findet
die weitere Bearbeitung der Ausschrei-
bung wieder im VMS, also innerhalb der
Vergabestelle, statt. Nach der Angebots-
öffnung müssen die Angebote entspre-
chend geprüft und gewertet werden. Da-
bei sind zahlreiche Schritte zu durchlau-
fen, die ebenfalls wieder durch das VMS
in Form von Assistenten abgebildet wer-
den. Zur Wertung werden die Rahmen-
daten der Angebote durch das VMS auf-
bereitet und vergleichend dargestellt, so-
dass die Vergabestelle den Zuschlag auf
das wirtschaftlich günstigste Angebot er-
teilen kann. Nach erfolgtem Zuschlag
werden die Auftragsdaten wieder an ent-
sprechende Drittsysteme (aus denen ggf.
die Bedarfe kamen) zur Auftragsabwick-
lung übergeben.

Das gesamte VMS bietet flexible Ge-
nehmigungsschritte zur Abbildung der
in den verschiedenen Vergabestellen
äußerst heterogen gehandhabten Ab-
läufe in der Vergabe. Außerdem wird
durch zahlreiche Konfigurationsmög-
lichkeiten den unterschiedlichen Ar-
beitsabläufen in den Vergabestellen
Rechnung getragen.

Zurzeit bereitet das LDS NRW die
Einführung des VMS in den folgenden
Pilotbehörden vor: dem Rechenzen-
trum der Finanzverwaltung (RZF),
dem Bau- und Liegenschaftsbetrieb
NRW (BLB NRW) und der Bezirksre-
gierung Düsseldorf. Hierzu wurden
zwei Systeme installiert, auf denen die
Software des Vergabemanagementsys-
tems in Betrieb ist. Bei dem ersten
System handelt es sich um das soge-
nannte Testsystem. Anhand dieses
Systems soll den einzelnen Vergabe-
stellen die Software, besonders im
Hinblick auf Funktionalität und Funk-
tionsweise, vorgestellt werden. Ferner
können innerhalb der Vorstellung der
Software ggfs. Änderungsbedarfe der

Stand 
der aktuellen Implementierung

Abb. 2: Systeme, auf denen die VMS-Software installiert ist
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Vergabestellen erfasst werden, wel-
che dann zu einem späteren Zeitpunkt
innerhalb des Testsystems implemen-
tiert werden. Abschließend findet
eine Abnahme der Software durch die
Vergabestelle statt. Im Anschluss an
die Abnahme werden die Anpassun-
gen in das zweite System, das soge-
nannte Produktivsystem, übernom-
men, sodass die Vergabestelle ab die-
sem Zeitpunkt den Vergabeprozess
mit Hilfe des VMS abwickeln kann.
Obige Abbildung 2 zeigt das Verhält-
nis der beiden Systeme.

Prinzipiell bestehen beide Systeme aus
denselben Komponenten. Eine zentra-
le Rolle kommt hier jeweils den bei-
den Applikationsservern zu. Bei den
Applikationsservern handelt es sich
um zwei JBoss-Server, die in einem
Clusterverbund wie in Abbildung 3
abgebildet laufen. 

Die  beiden Knoten des Clusters wer-
den über einen vorgeschalteten
Apache Webserver angesprochen, die-
ser ist letztendlich mittels eines Linux-
Cluster-Werkzeuges ausfallsicher im-
plementiert.

Die Applikationsserver haben jeweils
Zugriff auf die VMS-Datenbank, die
in diesem Falle auf einem Oracle
9i-Datenbankserver liegt. Hier wer-
den die Daten der Anwendung
verwaltet. Zusätzlich ist in dem Ge-

samtsystem noch eine weitere Oracle
9i-Datenbank vorgesehen. Sie dient
der Datenhaltung der potenziell benö-
tigten Governikus-Server, die wieder-
um eine Verbindung zu den JBoss-
Applikationsservern haben. Die Go-
vernikus-Server sind derzeit noch
nicht implementiert. Bei diesen han-
delt es sich um Server, die für signa-
turrelevante Aufgaben eingesetzt
werden können. Hier müssen die ein-
zelnen Vergabestellen entscheiden,
ob diese Ebene der Signatur notwen-
dig ist. Bisher haben sich die drei Pi-

lotbehörden dagegen ausgesprochen,
diese einzusetzen, weshalb diese
Möglichkeit noch nicht implementiert
wurde.

Zur Planung der Einführung des VMS
in den einzelnen Vergabestellen des
Landes NRW, wurde zwischen d-
NRW, dem Finanzministerium NRW
und dem LDS NRW ein Rollout-Kon-
zept erarbeitet. Dieses Rollout-Kon-
zept soll dafür Sorge tragen, dass das
VMS in angemessener Zeit den Ver-
gabestellen des Landes zur Verfügung
gestellt werden kann.

In der Planungsphase wurde das Roll-
out-Konzept in Zusammenarbeit zwi-
schen dem LDS NRW, d-NRW und
dem Finanzministerium NRW (FM
NRW) erarbeitet. In dieser Phase wur-
de der Bedarf projektbezogen ermittelt
und festgelegt. Als Basis dienten so-
wohl Rahmenbedingungen für das
Projekt als auch die Erfahrungswerte
von d-NRW und dem LDS NRW. Zur
Vorbereitungsphase gehörten unter an-
derem die Bedarfsermittlung, speziell
der Anzahl der benötigten Mitarbeiter/
-innen um im festgelegten Zeitrahmen
zu bleiben, die kurzfristige Bereitstel-
lung der Testumgebung (siehe oben),
die Vorgehensweise bei den Mitarbei-
terschulungen sowie die Festlegung

Abb. 3: Der JBoss-Cluster mit vorgeschaltetem Apache

Rollout-Konzept

Planungs- 
und Vorbereitungsphase

Abb. 4: Zeitablauf des Rollout VMS
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auf ein elektronisches Handbuch mit
eLearning-Funktionalität. Als ein Haupt-
bestandteil des Rollout-Konzeptes hat
sich die Einführung bei den Pilotbe-
hörden konkretisiert. Bei der Imple-
mentierung des VMS bei diesen Be-
hörden werden dann parallel die Do-
kumente und Unterlagen erstellt und
zur Nutzung freigegeben. Auf Basis
dieser Dokumente erfolgt ab 2008 das
Rollout in die Fläche.

Mitte August 2007 fand zuletzt als ein
wichtiger Meilenstein die ressortüber-
greifende konstitutive Sitzung der Ar-
beitsgruppe E-Vergabe statt. Dort wurde
den Teilnehmern das abgestimmte Roll-
out-Konzept präsentiert und die weitere
Vorgehensweise festgelegt. Unter ande-
rem startete die Lokalisationsplanung.
Dabei erstellen die beteiligten Ressorts
für ihren Bereich eine Zeit- und Reihen-
folgeplanung für die Einführung bei den
betroffenen Vergabestellen. Die Zusam-
menfassung aller Einzelplanungen zu ei-
ner Gesamtplanung sowie die Rückmel-
dung dieser an die Arbeitsgruppe E-
Vergabe übernimmt im nächsten Schritt
das LDS NRW.

Die Einführung der Software je Ver-
gabestelle erfolgt in vier Schritten,
welche exemplarisch in Abbildung 5
dargestellt sind. Zuerst erhalten die
Vergabestellen bzw. die festlegende
Behörde einen Fragenkatalog. Anhand
der Antworten kann das System für
diesen Mandanten vorkonfiguriert

werden. Im zweiten Schritt erfolgt ein
Workshop vor Ort. Bei diesem wird
das vorkonfigurierte Mandantensys-
tem als Schulungsgrundlage für die
Key-User genutzt. Dort werden auch
alle weiteren, noch nicht geklärten
Punkte aufgenommen und während
des Customizing im LDS NRW umge-
setzt. Falls sich in dieser Phase um-
fangreichere Anpassungen auf der
Programmebene herauskristallisieren,
sind diese durch d-NRW zu realisie-
ren. Aufgrund der Zertifizierung der
Software sowie deren umfangreiche
und flexible Parametrisierbarkeit ist
dies jedoch sehr unwahrscheinlich.
Zum Abschluss wird dann die
vollständig an den Bedarf der Behörde
angepasste Software vor Ort einge-
führt bzw. abgenommen.

[1] Peter Jugl: „Erfolgsfaktoren für E-
Government-Lösungen: Nutzungs-
anreize, Marketing und mehr“, in:
LDVZ-Nachrichten Ausgabe 2/2006

Dr. Marc Jansen
Tel.: 0211 9449-2681
E-Mail: marc.jansen
@lds.nrw.de

Christian Knebel
Tel.: 0234 298796-0
E-Mail: knebel
@d-nrw.de

Peter Jugl
Tel.: 0211 9449-2536
E-Mail: peter.jugl
@lds.nrw.de

Durchführungsphase
Abb. 5: Einführung des VMS bei einer Vergabestelle
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Zentrale GIS*-Infrastruktur
für die Landesverwaltung NRW

In der Ausgabe 1/2003 der LDVZ-Nachrichten wurde
über das „Angebot zentraler GIS-Dienste mit dem Geo-

Server“1) bereits berichtet. Das Geoinformationszentrum im
LDS NRW hat sein Angebot seitdem in unterschiedlichen
Bereichen deutlich ausgebaut. Ziel war und ist es, alle Be-
reiche der Verarbeitung raumbezogener Informationen der
Landesverwaltung möglichst effektiv zu unterstützen. Die
Arbeiten in den einzelnen Projekten werden hierbei so aus-
gerichtet, dass immer die konkreten Projektanforderungen
im Zentrum stehen, gleichzeitig aber insgesamt etwas „Gro-
ßes und Ganzes“ entsteht – das Angebot einer zentralen
GIS-Infrastruktur für die Landesverwaltung. 

Dieser Beitrag stellt dar, wie die zentrale GIS-Infrastruktur
funktional und inhaltlich aus den einzelnen Projekten und Teil-
projekten entwickelt wird. Hierbei wird zunächst auf den Kon-
text eingegangen, in dem sich diese Entwicklung vollzieht.
Ausführlich werden dann die einzelnen Komponenten der GIS-
Infrastruktur vorgestellt, um mit einem Resümee zu enden.

Geodateninfrastruktur2) (GDI) 

Seit vielen Jahren hat sich die GDI-NRW als Vorreiter in der
Entwicklung regionaler Geodateninfrastrukturen profiliert.
Hierzu haben viele Stellen einen sehr akti-
ven Beitrag geleistet – neben dem LDS
NRW sind dies das Landesvermessungs-
amt, die Umweltverwaltung und weitere
Stellen der Landesverwaltung, kommuna-
le Stellen, Hochschulen und eine Vielzahl
von Firmen. Von dieser Entwicklung pro-

fitieren die aktiven Firmen heute durch eine führende Position
im nationalen, zum Teil auch im internationalen Markt. Glei-
ches kann für die Hochschulen festgestellt werden.

Der GeoServer des LDS NRW hat in dieser Zeit als Kopfstelle
der Landesverwaltung in der GDI-NRW eine zentrale Rolle
eingenommen und wird dies auch weiterhin tun. Die Karten-
dienste der Landesverwaltung, insbesondere die Geobasis-
dienste der Landesvermessung und die Dienste aus dem Um-
weltbereich, stellen das inhaltliche Rückgrat der GDI-NRW
dar. Der GeoServer hat diese WMS3) -Dienste stets mit hoher
Zuverlässigkeit und überzeugender Performanz „serviert“. In-
ternet-Anwendungen wie TIM-online, das Geobasisdatenportal
und Umweltdaten vor Ort sind markante Beispiele für die Nut-
zung der Dienste durch Anwendungen auf Landesseite.

Aktuelle Arbeitsschwerpunkte im Bereich der GIS-Dienste sind:
• die landesweite Bereitstellung der Automatisierten Lie-

genschaftskarte (ALK)
• die Bereitstellung von landesweiten 3D-Diensten für die Um-

setzung der Umgebungslärmkartierung nach EU-Richtlinie
• die Erstellung eines sogenannten kaskadierten Dienstes,

der für grenzüberschreitende Projekte Kartendienste aus
den Niederlanden, aus NRW und aus Niedersachsen zu ei-
nem überschneidungsfreien Dienst bündelt

• die Erstellung eines bundesweiten Dienstes für das Digita-
le Landschaftsmodell 1: 50 000 (DLM50)

––––––––––––––
* GIS: GeoInformationsSystem – 
1) Rath, Christoph: Angebot zentraler GIS-
Dienste mit dem GeoServer (LDVZ-Nach-
richten 1/2003), http://www.lds.nrw.de/
informationstechnik/IT_Veroeffentlichungen/
Ausgabenarchiv/ausgabe1_2003/schwerpunkte/
z0912003 51_s2.pdf – 
2) „Als Geodateninfrastruktur (GDI) wird ein
komplexes Netzwerk zum Austausch von Geo-
daten bezeichnet, in dem Geodaten-Produzen-
ten, Dienstleister im Geo-Bereich sowie Geoda-
tennutzer über ein physisches Datennetz, in der
Regel das Internet, miteinander verknüpft sind.
Die Gesamtarchitektur folgt dabei dem SOA-
Gedanken.“ – http://de.wiki-pedia.org/wiki/Geo
dateninfrastruktur (Stand: 23. 8. 2007) – 
3) WMS: Web MapService

Kontext der GIS-Infrastruktur

Abb. 1: 3D – Gelände und Gebäude
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INSPIRE

INSPIRE (Infrastructure for Spatial
Information in Europe) ist eine Initi-
ative der europäischen Kommission
mit dem Ziel, eine europäische Geo-
daten-Basis mit integrierten raum-
bezogenen Informationsdiensten zu
schaffen. Die hieraus entwickelte EU-
Richtlinie, welche die Mitgliedstaaten
verpflichtet, stufenweise interoperab-
le Geobasisdaten bereitzustellen, ist
am 15. Mai 2007 in Kraft getreten.
Dies betrifft unter anderem Karten-
und Featuredienste4), die verschiede-
nen Spezifikationen genügen müssen,
aber auch die zugehörigen Metainfor-
mationen, die zum Auffinden und
Einbinden dieser Dienste nötig sind.

Auch bei genauer Betrachtung der An-
forderungen zeigt sich, dass die bisheri-
gen GIS-Entwicklungen in der Landes-
verwaltung eine hervorragende Basis
für die Umsetzung der INSPIRE-Richt-
linie in NRW darstellen. INSPIRE wird
trotzdem deutliche Auswirkungen auf
das weitere Vorgehen haben. Insbeson-
dere die Verbindlichkeit, mit der ein-
zelne Teilprojekte nunmehr umzuset-
zen sind, ist deutlich größer geworden.
Das Innenministerium koordiniert die
Umsetzung der Richtlinie in NRW.

GIS in der Landesverwaltung NRW

Im Zuge der Verwaltungsmodernisie-
rung hat die Landesregierung grundle-
gende und umfangreiche organisatori-
sche Veränderungen der Landesver-
waltung angestoßen. Hiervon sind mit
der gesamten Umweltverwaltung, der
Vermessungsverwaltung und der
Bergverwaltung viele Stellen betrof-
fen, bei denen die Verarbeitung raum-
bezogener Daten zum Kerngeschäft
gehört. Die Kommunalisierung und
die Privatisierung von Aufgaben sind
weitere wichtige organisatorische
Maßnahmen in diesem Kontext. 

Bereits mit dem o. g. Konzept zentraler
GIS-Dienste hat das Geoinformations-
zentrum im LDS NRW schon im Jahr
2003 entscheidende Schritte im Hinblick
auf die Zentralisierung der IT im Bereich
der raumbezogenen Informationen einge-
leitet. Dieser Prozess ist sehr erfolgreich,
da nur auf diesem Weg die Ziele für die
GIS-Entwicklung in der Landesverwal-
tung erreicht werden können. Diese sind:
• GIS-Nutzung ohne spezielle Vor-

kenntnisse ermöglichen
• Integrationspotenziale von GIS aus-

schöpfen
– zwischen Geodaten und Fachdaten
– zwischen den einzelnen Disziplinen 

(horizontale Integration)
– innerhalb der Fachstränge (vertikale 

Integration)
• wirtschaftlicher Einsatz und Begren-

zung des Betreuungsbedarfs
• Unabhängigkeit von organisatori-

schen Veränderungen
• Möglichkeit der Kooperation mit

kommunalen Stellen

In weiten Teilen der Landesverwaltung
wird der GIS-Einsatz durch die Verwen-
dung von ESRI-Produkten als Basis-Soft-
ware geprägt. Im Landesvermessungsamt
wird aktuell für viele Prozesse noch
der ALK-GIAP5) eingesetzt. Im Bereich 
Verkehr kommt zudem Smallworld und
MapInfo zum Einsatz, die Agrarord-
nungsverwaltung setzt u. a. DAVID ein.

Datenbankbasierte Datenhaltung

Der datenbankbasierten Datenhaltung
der Vektordaten kommt eine sehr
schnell wachsende Bedeutung zu. Das
Geoinformationszentrum betreibt in Zu-
sammenarbeit mit dem Rechenzentrum
eine geografische Datenbank, ArcSDE
der Firma ESRI, als zentrale Lösung. Je
nach Erfordernis werden projekt- bzw.
kundenspezifische Instanzen aufgesetzt.

Hierbei werden zwei Ansätze verfolgt:
1. Für landesweite Datenbestände werden

Lösungen in Verbindung mit den jewei-
ligen Fachverfahren aufgesetzt (z. B.
Gewässerbasisdaten, Wasserschutz-
gebiete, hochwassergefährdete Berei-
che, Verfahren der Bergverwaltung).

2. Für regionale Datenbestände, z. B.
der Bezirksregierungen, werden die
Instanzen so eingerichtet, dass ein
Maximum an fachlicher Flexibilität
vor Ort gegeben ist. Sowohl die
fachliche Steuerung als auch die
Zuweisung von Benutzerrechten6)

können so dezentral erfolgen.

Neben den allgemeinen Vorzügen der
Nutzung von Geodatenbanken kann
mit diesem Konzept eine Vielzahl
weiterer Vorteile realisiert werden:
• die fachliche Flexibilität des Kunden

bleibt erhalten
• einfache, kostengünstige Nutzung von

Enterprise-Komponenten
• Entlastung der Kundenseite von

technischem Overhead
• Konzentration auf die Fachseite
• skalierbare Lösungen in Internet und

Intranet

Dateibasierte Datenhaltung

In den Behörden der staatlichen Um-
weltverwaltung wird bereits seit län-
gerer Zeit ein Netzlaufwerk mit ein-
heitlicher Verzeichnisstruktur für die
Geodaten gepflegt. So wird ein einfa-
cher Austausch von GIS-Projekten
zwischen den Behörden ermöglicht. 

Inhaltlich umfasst der Datenbestand
nahezu alle zur Verfügung stehenden
Geobasisdaten7) sowie die Geofachda-
ten der Umweltverwaltung, des Geolo-

Komponenten 
der GIS-Infrastruktur

––––––––––––––
4) Ein Featuredienst liefert zu einem geo-
grafischen Objekt sowohl die Geometrie-
als auch die Attributdaten.

––––––––––––––
5) „Automatisierte Liegenschaftskarte“ –
Grafisch-Interaktiver Arbeitsplatz

––––––––––––––
6) Siehe hierzu Absatz „Benutzer- und Rech-
teverwaltung“. – 
7) Voraussetzung für dieses Vorgehen ist die
Regelung der kostenfreien Bereitstellung der
Geobasisdaten für dienstliche Zwecke der
Landesverwaltung durch die Landesvermes-
sung seit 1999. Eine Regelung, die sich
enorm bewährt hat und inzwischen auch für
die dienstliche Nutzung der Kommunen
übernommen worden ist.
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gischen Dienstes und weiterer Stellen,
soweit sie von allgemeinem Interesse
und ohne besonderen Schutzbedarf sind.
Sofern durch zentrale Angebote auf die
lokale Datenhaltung im Einzelfall ver-
zichtet werden kann, werden die ent-
sprechenden Datenbestände aus dieser
entfernt. Vektordaten werden aber häu-
fig noch zu Analysezwecken, Rasterda-
ten für Plotausgaben lokal benötigt. 

Ausgehend von der Arbeitsgruppe „GIS
in der staatlichen Umweltverwaltung“
wurde dieser Ansatz in den letzten Jah-
ren verfeinert und die Daten um Infor-
mationen zum Raumbezug sowie um
Image-Kataloge und Pyramiden8) er-
gänzt. Um die Aktualität zu gewährleis-
ten und die einheitliche Struktur dauer-

haft sicherzustellen, wird der Gesamtda-
tenbestand zweimal jährlich über USB-
Platten verteilt. Dies wird neuerdings
durch einen zentralen ftp-Server im Re-
chenzentrum des LDS NRW ergänzt,
auf dem der gesamte Datenbestand per-
manent aktuell abgerufen werden kann. 

GIS-Dienste

Das Geoinformationszentrum betreibt
im Intranet und im Internet eine Viel-
zahl von Kartendiensten und weiteren
GIS-Diensten. Diese Dienste werden
sehr intensiv genutzt. Aktuell werden
von den Nutzern durchschnittlich 3,5
Millionen Karten im Monat angefragt. 

Übersichten der Dienste, die aus einer
datenbankbasierten technischen Doku-
mentation abgeleitet werden, sind ab-
rufbar im:

– Internet unter: http://www. gis3.nrw.de/
DienstelisteInternet/

– Landesverwaltungsnetz unter http://
geo1.lds.nrw.de/Diensteliste/ 

Metadaten

Interoperable Metainformationen zu
Geodaten und -diensten dienen unter
anderem dem Zweck, die von ihnen
beschriebenen Daten über sogenannte
Catalog Services zu finden und Infor-
mationen zur Aktualität, Ausdehnung
und Herkunft der Daten bereitzustel-
len. In der Landesverwaltung existiert
noch kein durchgängiges Konzept für
die Erfassung, Pflege und Publikation
von Metainformationen. Folgende
Entwicklungen spielen in diesem Zu-
sammenhang eine zentrale Rolle:
• Im Umweltdatenkatalog (UDK)/Por-

talU werden Metadaten für eine

Abb. 2: Komponenten der GIS-Infrastruktur

––––––––––––––
8) Image-Kataloge bündeln die Rasterda-
ten eines Kartenwerks, Pyramiden verbes-
sern die Darstellung von Rasterdaten in
kleineren Maßstäben.
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Vielzahl von Geodatenbeständen der
Landesverwaltung geführt. Durch die
InGrid-Software wird in diesem Kon-
text u. a. eine OGC9)-konforme Cata-
log-Schnittstelle realisiert. Die gegen-
über den ursprünglichen Planungen
verzögerte Entwicklung auf Bundes-
ebene führt auch zu Verzögerungen
bei der Umsetzung auf Landesseite.

• Die Vermessungsverwaltung führt
die Metadaten von Landesvermes-
sung und Liegenschaftskataster pri-
mär im Metainformationssystem der
Arbeitsgemeinschaft der Vermes-
sungsverwaltungen der Länder
(AdV MIS). Weitere Metadaten
werden vom Landesvermessungsamt
im Produkt- und Produktionsaus-
kunftssystem (PRODAS) geführt.

Als besondere Problematik ist beim
Thema Metadaten die Bereitschaft für
die Erfassung und Fortführung der Me-
tadaten zu sehen. Es wird daher eine
überzeugende Lösung angestrebt, die in
Verbindung mit der Erfassung und Fort-
führung der Geodaten die Bearbeitung
der zugehörigen Metadaten ermöglicht
und diese in einem durchgängigen Kon-
zept in praktisch nutzbaren standardkon-
formen Diensten und Informationen be-
reitstellt. Der Nutzen für die praktische
Arbeit soll die Akzeptanz für die Pflege
der Metadaten schaffen. 

Die Vermessungsverwaltung, die Um-
weltverwaltung und das LDS NRW ar-
beiten gemeinsam am Projekt „Metain-
formationen Landesverwaltung NRW“. 

Benutzer- und Rechteverwaltung

Das Geoinformationszentrum bietet
sowohl für die Bereiche der Landes-

verwaltung als auch auf Ebene der Be-
zirksregierungen und Kommunen eine
Vielzahl von Anwendungen an, wel-
che die Visualisierung, Analyse und
Bearbeitung raumbezogener Daten
über einen einfachen Web-Browser er-
möglichen. 

Durch die zunehmenden Funktionser-
weiterungen dieser Angebote können
Arbeitsabläufe, die bislang nur mit oft
komplexen Desktop-GIS-Anwendun-
gen (z. B. ArcGIS) durchgeführt wur-
den, von vielen Nutzern mit einer auf
das Wesentliche reduzierten Oberflä-
che getätigt werden.

Da der Nutzerkreis der Anwendungen
ständig wächst, muss beachtet wer-
den, dass die Nutzung der Daten oft
nicht für jeden Anwender in gleichem
Maße möglich sein soll und somit
eine Authentifizierung erforderlich
ist. Die speziellen Anwendungsrechte
können verschieden definiert sein.
Zum einen kann die Sicht auf die vi-
sualisierten Daten sowohl räumlich
als auch inhaltlich beschränkt wer-
den. Zum anderen kann auch der
Funktionsumfang (z. B. Erfassung
von Objekten) nutzerspezifisch einge-
schränkt werden. 

Da die zu schützenden Informationen
in der Regel nicht nur in einer Web-

Anwendung genutzt werden, müssen
die eingesetzten Konzepte auch den
Zugriff auf die GIS-Dienste und die
ArcSDE als Geodatenbank berück-
sichtigen. Der interdisziplinäre Cha-
rakter von GIS bedingt zudem, dass
ein Anwender oft Dienste und Anwen-
dungen unterschiedlicher Stellen
nutzt. 

Aus der Vielzahl von Anwendungen
und Nutzern resultiert die Notwendig-
keit, die Rechtevergabe über eine
zentrale Plattform zu steuern. Zu die-
sem Zweck stellt das Geoinformati-
onszentrum eine zentrale Nutzerver-
waltung zur Verfügung, die ein ein-
heitliches Account (Benutzername
und Kennwort) sowie einen identi-
schen Registrierungsworkflow für
alle angegliederten GIS-Anwendun-
gen und -Dienste ermöglicht. Hier-
durch erhöhen sich die Nutzerfreund-
lichkeit und die Konsistenz der Nut-
zerdaten. Die dezentrale Administra-
tion der Benutzerrechte für die einzel-
nen Anwendungsbereiche ist ein wei-
teres besonderes Merkmal dieser Lö-
sung.

Die Benutzerverwaltung für Geoinfor-
mationen ist als Java Struts-Anwen-
dung implementiert, wobei die Spei-
cherung der Daten in einer MySQL-
Datenbank erfolgt. Die Pflege der Nut-

Abb. 3: Registrierung/Beantragung von Rechten (links); Zuweisung spezieller Fachrechte
durch den Administrator (rechts)

––––––––––––––
9) OGC: „Das Open Geospatial Consorti-
um (OGC) ist eine 1994 gegründete ge-
meinnützige Organisation, die sich zum
Ziel gesetzt hat, die Entwicklung von
raumbezogener Informationsverarbeitung
(insbesondere Geodaten) auf Basis allge-
meingültiger Standards zum Zweck der In-
teroperabilität festzulegen.“ – http://de.
wikipedia.org/wiki/Open_Geospatial_Con-
sortium (Stand: 23. 8. 2007)



zer sowie das Setzen der Rechte in den
angebundenen Web-Anwendungen und
GIS-Diensten erfolgt über SOAP-
Schnittstellen10). Die eigentliche Rech-
teverwaltung erfolgt mit dem
URM11) (User and Resource Manage-
ment) der Firma AED-SICAD. Für je-
den Anwendungsbereich mit eigener
Administration der Benutzerrechte
wird ein separates URM betrieben. Die
fachlichen Anforderungen an die Zu-
griffsrechte werden hierbei über die
Definition von Rollen, Ressourcen und
Rechten festgelegt. Aus der zentralen
Nutzerverwaltung werden diese Rechte
dem Nutzer über entsprechende SOAP-
Schnittstellen entweder direkt oder mit-
telbar über die Zuordnung zu einer Be-
nutzergruppe zugewiesen. 

Erfassung von Geoobjekten
in Web-Applikationen

Ausgehend von Anforderungen in
Applikationen zum Monitoring von
Siedlungsflächen wurde eine Kompo-
nente zur Erfassung und Pflege von
Geoobjekten entwickelt. Die Erfas-
sung und Änderung der Geometrie-

und Sachdaten erfolgt hierbei über
eine einfach zu bedienende Web-An-
wendung. Die Daten werden hierbei
unter Verwendung des WKT-Forma-
tes12) in die entsprechende Projekt-
instanz der ArcSDE geschrieben. Be-
reits vorhandene, in GIS-Formaten
vorliegende Daten können initial im-
portiert werden. Je nach Notwendig-
keit kann eine Historisierung der Da-
tenänderungen erfolgen, um die Ent-
wicklung der Objekte nachverfolgen

zu können. Die Erfassungsfunktion
der Geoobjekte ist mit der zuvor be-
schriebenen Benutzerverwaltung ge-
koppelt, d. h., angemeldete Nutzer
können über spezielle Filterfunktio-
nen nur die für sie freigegebenen Ob-
jekte sehen und ändern.

Durch diese Entwicklung steht eine
weitere wichtige Funktionalität der
Geodatenverarbeitung in einfach zu
bedienender Form in WebGIS-An-
wendungen einem größeren Nutzer-
kreis zur Verfügung. Durch die Ver-
meidung der Komplexität von Desk-
top-GIS-Anwendungen ist vielfach
erst eine breite Nutzung solcher
Funktionalitäten sinnvoll. Zudem
werden erhebliche Kosteneinsparun-
gen bei Lizenzen und Wartung, bei
der Schulung sowie bei der Pflege
komplexer lokaler Softwareinstallati-
onen ermöglicht.

Verortung von Adressdaten, 
Suchfunktionen

Mit Bereitstellung der Hauskoordina-
ten des Landesvermessungsamtes wur-
de im Geoinformationszentrum ein
SOAP-Dienst entwickelt, der eine
Nutzung sowohl zur Positionierung
von Kartenausschnitten als auch zur
Verortung von Adressdaten ermög-
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10) SOAP ist ein Standard, welcher eine
plattform- und sprachenübergreifende
Kommunikation zwischen Applikationen
mittels XML ermöglicht. – 
11) Das URM ist Bestandteil des GIS-Por-
tals, eines Frameworks für die Integration
von GIS-Diensten.

Abb. 4: Architektur der Benutzer- und Rechteverwaltung

––––––––––––––
12) WKT - Well Known Text – siehe http://
en.giswiki.org/wiki/Well_Known_Text

Abb. 5: Erfassung von Geoobjekten - Flächenmonitoring der Bezirksregierung Arnsberg



licht. Der auf JSP13) basierende Klient
zu diesem Dienst wird in vielen Web-
Anwendungen genutzt. Die Quellen
dieses Klienten wurden bereits an
mehrere Stellen in und außerhalb der
Landesverwaltung abgegeben. Die
Nutzung in weiteren Anwendungen
für die Landesverwaltung reduziert ei-
nerseits Entwicklungskosten, anderer-
seits trifft der Benutzer so auf Funkti-
onen, deren Bedienung er oftmals be-
reits kennt. 

Die Verortung von Adressdaten ist eine
Aufgabe, die mit zunehmender Nut-
zung von GIS immer häufiger gestellt
wird. Spezielle Anforderungen wurden
hierbei für die Polizei im Polizeilichen
Geoinformationssystem (PolGIS) um-
gesetzt. Hier sind in erheblichem Um-
fang Adressen außerhalb von NRW,
aber auch sehr viele Kreuzungsdaten zu
georeferenzieren. Nach Erwerb rou-
tingfähiger Geodaten mit entsprechen-
der Geokodierungssoftware für PolGIS
wurde der vorhandene SOAP-Dienst
mit den neuen Funktionen so kombi-
niert, dass stets das qualitativ bessere
Ergebnis weiter verwendet wird.

Such- und Positionierungsfunktionen
wurden auch für Flurstücke, topogra-
fische Namen und Gewässer entwi-
ckelt.

Plotten im Web, Plotten 
mit Kartendiensten

Die Plotausgabe ist, insbesondere bei
Verwendung von Rasterdaten, eine
Aufgabe, die für WebGIS-Anwendun-
gen eine sehr hohe Hürde darstellt.
Der Verzicht auf die lokale Datenhal-
tung von Geodaten für die Verwen-
dung von Desktop-GIS scheitert bis-
her zudem regelmäßig an den Anfor-
derungen der Plot-Ausgabe. Karten-
dienste im Web liefern die Kartenaus-
schnitte in Bildschirmauflösung mit
etwa 90 dpi. Großformatige und
hochauflösende Plotausgaben sind mit
Bildern von 900 * 700 Pixeln aber
nicht zu erzeugen. Für solche Plotaus-
gaben hoher Qualität sind im Hinblick
auf eine flexible Nutzung in Desktop-

GIS und die eher standardisierte Nut-
zung in WebGIS-Anwendungen unter-
schiedliche Strategien erforderlich. 

Für WebGIS-Anwendungen stehen in
der Regel die originären Geodaten ser-
verseitig zur Verfügung. Ein Plotpro-
zess auf dem Server kann hier, über
entsprechende Schnittstellen gesteuert,
die gewünschten Plotdateien erzeugen
und dem Nutzer zum Herunterladen
bereitstellen. Mit dem Web-
MapPlotService (WMPS) der Firma
AED-SICAD steht im Geoinformati-
onszentrum inzwischen eine entspre-
chende Funktionalität zur Verfügung.
Für das Plotten mit GIS-Diensten, ins-
besondere WMS-Diensten in ArcGIS,
kann letztlich nur durch die Anfrage
vieler Kartenausschnitte ein hochauf-
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13) JSP – Java Server Pages

Abb. 6: Positionierung in Karten mittels diverser Suchfunktionen (links); Automatisierte Verortung von Excel-Adresslisten (rechts)

Abb. 7: Plot-Service für WebGIS-Anwendungen

Grafik: LDS NRW
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lösendes Plotergebnis erzielt werden.
Erfolgversprechende Gespräche zur
externen Umsetzung dieses Konzeptes
wurden bereits geführt.

Lizenzmanagement

Für eine optimale Nutzung vorhande-
ner concurrent-Lizenzen werden im
LDS NRW bereits heute zwei zentrale
Lizenz-Server betrieben, über die eine
Vielzahl von ESRI-Lizenzen der Um-
weltverwaltung und der Landespla-
nung verfügbar ist. Dies schafft erheb-
liche Vorteile sowohl bei der Auslas-
tung der in höherer Anzahl vorhande-
nen ArcView- und ArcEditor-Lizen-
zen, als auch bei den in geringer
Stückzahl vorhandenen Extension-Li-
zenzen.

Aktuell wird die Wartung der ESRI-
Lizenzen für die NRW-Ressorts In-
nenministerium, Ministerium für Wirt-
schaft, Mittelstand und Energie sowie
Ministerium für Umwelt und Natur-
schutz, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz als Sukzessiv-Leistung eu-
ropaweit ausgeschrieben. Hierdurch
werden die Voraussetzungen für ein
optimiertes Lizenzmanagement weiter
verbessert. 

Integration

Im Geoinformationszentrum, das seine
Konzepte in starkem Maße auf eine
serviceorientierte Architektur (SOA)
ausgerichtet hat, stehen inzwischen 3
Plattformen für die Integration von
GIS-Diensten zur Verfügung:
– das GIS-Portal von AED-SICAD
– der MapClient der Firma conterra
– das mit der aktuellen Version des

ArcGIS-Servers der Firma ESRI
ausgelieferte  Application Developer
Framework (ADF)

Die Plattformen bieten aufgrund ihrer
spezifischen Ausrichtung jeweils un-
terschiedliche Vorteile für bestimmte
Anwendungsbereiche und dienen als

Basis für die Entwicklung der unter-
schiedlichen WebGIS-Anwendungen.

Nutzung der GIS-Infrastruktur
durch Kommunen14)

Mit den Flächenmonitoring-Applikati-
onen der Bezirksregierungen Arns-
berg, Detmold und Münster, dem In-
formationssystem Gefahrenabwehr
und der Anwendung FlussWinIMS
stehen den Kommunen bereits heute
eine Reihe von GIS-Anwendungen
aus dem Intranet der Landesverwal-
tung zur Anwendung zur Verfügung.
Weitere Anwendungen wie das Berg-
bauliche Informationssystem werden
folgen. Die Kommunen greifen hierbei
über das Dienstleistungsportal für
Kommunen auf die Anwendungen zu. 

Bei den Beratungen im Kooperations-
ausschuss nach ADV-Organisations-
gesetz – ADVG NW – wurde von den
kommunalen Vertretern zu Recht
Wert darauf gelegt, dass die in den
Anwendungen genutzten Dienste auch
unabhängig von den WebGIS-Anwen-
dungen als standardkonforme Dienste
genutzt werden können. Der Zugriff
auf diese Dienste über das Kommu-
nenportal erfolgt über andere URLs
als der Zugriff aus dem Landesverwal-
tungsnetz. Dies hat zur Folge, dass be-
stimmte Teile der Dienstekonfigurati-
on, z. B. die Capabilities-Datei, für
den Zugriff über das Kommunenportal
in speziellen Versionen bereitzustellen
sind. Diese angepasste Konfiguration
wird eingerichtet, sofern für einen
Dienst entsprechender Bedarf vorhan-
den ist.

Die zentrale GIS-Infrastruktur wächst
und finanziert sich aus den einzelnen
Projekten und deren konkreten Anfor-

derungen. Obwohl es keinen Master-
plan gibt, dem sich die Projekte unter-
zuordnen haben, gilt es, die erhebli-
chen Synergieeffekte zu nutzen, die
aus den inhaltlichen und funktionalen
Überschneidungen der Projekte mög-
lich sind. Die effiziente Arbeitsfähig-
keit vor Ort ist stets das primäre Ziel.
Darüber hinaus wird jedoch die Ent-
wicklung einer – durchaus dynami-
schen – Gesamtstruktur angestrebt.
Durch die serviceorientierte Architek-
tur und die Verwendung allgemeiner
IT-Standards, z. B. SOAP, beschränkt
sich die Nutzung nicht nur auf GIS-
Anwendungen, sondern erfolgt zuneh-
mend auch aus dem allgemeinen IT-
Bereich. Die Vorteile dieser zu-
kunftsorientierten Herangehensweise
wurden an vielen Stellen der Landes-
verwaltung erkannt. Die Umsetzung
der dargestellten Konzepte führt so be-
reits heute zu deutlichen Effizienzstei-
gerungen. 

Andrea Füssel
Tel.: 0211 9449-6413
E-Mail: andrea.fuessel
@lds.nrw.de

Christoph Rath
Tel.: 0211 9449-6318
E-Mail: christoph.rath
@lds.nrw.de
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14) Die Ausführungen beziehen sich aus-
schließlich auf Dienste und Anwendungen
im Landesverwaltungsnetz.

Resümee
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Immer wieder SPAM

Die Artikel in den LDVZ-Nachrichten 2/2003 und 1/2004
haben sich mit den grundsätzlichen Aspekten von

Spam und den praktischen Erfahrungen der Spamfilterung
beschäftigt. Als Fortsetzung wird in diesem Bericht auf die
wichtigsten Fragen der Anwender zum Thema „Spam“ ein-
gegangen.    

Das ist eine Frage, die sehr häufig gestellt wird. Jede E-
Mail, die im Internet versendet wird, hinterlässt Spuren und
Daten auf dem Weg zum Empfänger. Kommen solche Da-
ten in falsche Hände, ist es meist nur eine Frage der Zeit,
wann der Absender zukünftig Spam erhält.

Ein immer wieder gemachter Fehler ist die Anmeldung im
Internet bei Gewinnspielen oder unseriösen Newslettern.
Solche Anbieter warten nur darauf, dass sich Internetanwen-
der anmelden und sie ihre Listen mit gültigen E-Mail-
Adressen erweitern können. Der Handel mit E-Mail-Adres-
sen hat sich zu einem lukrativen Geschäftsmodell im Inter-
net entwickelt.

Wurden am Anfang Spam-Mails sehr oft von einzelnen Sys-
temen versendet, wird Spam heutzutage gehäuft über Bot-
netze1), die kompromittierte Systeme als Spam-Relays2)

missbrauchen, verbreitet. Dabei erfolgt die Versendung von
Spam sehr oft in begrenzten Zeiträumen. Besonders in den
arbeitsfreien Zeiten, wie an Wochenenden und Feiertagen
oder auch nachts werden verstärkt Spam versendet. 

Des Weiteren testen Spammer ihre Nachrichten bereits vor
der Versendung mit den marktüblichen Filtersystemen, um
die Erkennungsrate beim Empfänger zu senken und ihre Er-
folgsquote zu erhöhen.

Hinzu kommt, dass die Nachrichten bezüglich des Inhalts
und ihrer äußeren Form sehr häufig verändert werden, so-
dass ein permanentes nachjustieren des Regelwerks der
Spam-Filterung erforderlich ist.

Neuerdings verwenden die professionellen Versender von
Spam gehäuft einen Trick, um die Erfolgsquote zu erhöhen.
Sie verbergen die Werbetexte in eingebetteten Grafiken oder
Bildern, die von den Spamfiltern nur sehr schwierig als
Spam erkannt werden können. 

Die Spambekämpfung erfolgt reaktiv, d. h. die Spam-Filter
werden an das aktuelle Spam-Aufkommen angepasst. Das be-
deutet aber auch, dass am Anfang einer Spam-Attacke das
Regelwerk der Spamfilterung noch nicht in der Lage ist, alle
Spams vollständig zu erkennen. Durch Anpassung der Filter-
regeln wird allerdings schnell wieder ein hoher Erkennungs-
grad erreicht. Da die Spamerkennung auf diese Weise nie den
Grad von 100 % erreichen wird, kommt es immer wieder zu
vereinzelten Spams in den Postfächern der Anwender.

Als wichtigste Regel gilt: Sollten sie eines Tages Spam in
ihrem Postfach vorfinden, antworten sie nie darauf. Ansons-
ten erfährt der Spammer, dass ihre E-Mail-Adresse existiert.
Er wird sich freuen, Ihnen weitere Spams ausliefern zu kön-
nen und ihre Adresse an Interessierte weiterzuverkaufen.

Um der Spamflut im eigenen Postfach Herr zu werden, kann
der Anwender durch die Erstellung einer Regel in Outlook
spammarkierte Nachrichten in einen extra dafür angelegten
Spamordner automatisch verschieben lassen. Die markierten
Nachrichten erscheinen anschließend nicht mehr im Postein-
gang. Diese Vorgehensweise hat sich bewährt und wird
auch bei den großen Providern im Internet (z. B. GMX,
Yahoo usw.) angewendet.

Das Spamaufkommen hat sich in den letzten Jahren erheb-
lich vergrößert. Sprach man diesbezüglich vor einigen Jah-
ren noch von 5 bis 10 % des gesamten E-Mail-Verkehrs, be-
läuft sich die jetzige Zahl etwa auf 80 und mehr Prozent.

––––––––––––––
1) Unter einem Botnetz versteht man ein fernsteuerbares Netzwerk
von PCs. Dies wird durch Viren bzw. Trojaner erreicht, die Compu-
ter infizieren und dann auf Anweisungen warten, ohne auf den infi-
zierten Rechnern Schaden anzurichten. Diese Netzwerke können zur
Spam-Verbreitung verwendet werden, z. T. ohne dass die betroffe-
nen PC-Nutzer etwas davon bemerken. – 2) Ein Spam-Relay ist ein
kompromittierter Rechner, über den Spam versendet wird. 

Warum bekomme ich Spam?

Woher kommt Spam?

Was kann ich gegen Spam tun?

Wie hoch ist das Spamaufkommen?
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In  Abbildung 1 wird ein Eindruck über
die extreme Steigerung des Spamauf-
kommens aus dem Internet in das
Landesverwaltungsnetz vermittelt. Die-
se Grafik bezieht sich auf die beiden
Relays, die die Nachrichten aus dem
Internet entgegennehmen und anschlie-
ßend zum Spamfilter weiterleiten.

Betrachtet man die Monate Mai, Juni
und Juli, so ist ein erheblicher Anstieg
sowohl des gesamten Nachrichtenauf-
kommens als auch der Anzahl der ab-
gelehnten Nachrichten zu sehen. 

Die Nachrichten, die von den beiden
Relays im Internet akzeptiert werden,
treffen auf den Spamfilter3). In Abbil-
dung 2 ist die Statistik des Filters für
die ersten Monate des Jahres 2007
dargestellt. Auch hier ist eine eindeuti-
ge Zunahme des Nachrichten- und
Spamaufkommens sichtbar.

Das Spamaufkommen wird auch zu-
künftig weiterhin wachsen. Diesbe-
züglich muss auch die stetige Weiter-
entwicklung der Spamanalyse und de-
ren Infrastruktur erfolgen. 

Da die Spamerkennung nie den Grad
von 100 % erreichen wird, wird es
auch in Zukunft immer wieder zu ver-
einzelten Spam in den Postfächern der
Anwender kommen. 

Große Teile der spamverdächtigen
Nachrichten werden bereits im Inter-
net abgeblockt und gelangen erst gar
nicht in das Landesverwaltungsnetz.
Betrachten wir allein diesen Aspekt,
so wird das Landesverwaltungsnetz
spürbar entlastet.

Jürgen Pietruschka
Tel.: 0211 9449-2657
E-Mail:
juergen.pietruschka
@lds.nrw.de

Resümee

Abb. 1: Spam-Statistik am Internetübergang 2007

––––––––––––––
3) Ein geringer Anteil der Behörden und
Landeseinrichtungen haben sich noch nicht
zur Spamfilterung entschlossen, so dass die
Nachrichten aus dem Internet in Richtung
dieser Behörden nicht auf Spam geprüft
werden.
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Abb. 2: Spam-Statistik des Analysetools 2007






